
 STADT  WEINHEIM 
DER OBERBÜRGERMEISTER 

 

Informationsunterlagen 

für die Besucher der öffentlichen Sitzung 

des Gemeinderats 

am 02. Dezember 2020, 16:00 Uhr, 

 

in der Stadthalle Weinheim, Birkenauer Talstraße 1 

Tagesordnung 

1 Bekanntgaben 
   

2 Bekanntgaben von Beschlüssen aus nichtöffentlichen Sitzungen 
   

3 Bericht des Oberbürgermeisters zur aktuellen Corona-Situation 
   

4 Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Weinheim 
166/20   

5 Einbringung des Haushaltsplanentwurfs 2021 
156/20   

6 Verlängerung des Bundesprogramms „Kita-Einstieg: Brücken bauen in 
frühe Bildung“ 
in Weinheim 
138/20   

7 Fortsetzung des Beteiligungs- und Partizipationsprojektes „A[ttra]ktives 
Weinheim“ des Stadtjugendrings Weinheim e.V. 
139/20   

8 Gewerbeflächenmonitoring – Vorstellung Jahresbericht 2020 
158/20   

Referat des Oberbürgermeisters 
Tel. (06201) 82 330 o. 82 397 
Fax (06201) 82 473 
E-Mail: ratsdienste@weinheim.de 

004/44 - I 01 - dbk/bho/vog 
Datum: 25.11.2020 



 

 

Der Sitzungsort ist mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar. Die nächstgelegenen 
Haltestellen sind: "Stadthalle" (Buslinie 632/632A) und "Weinheim Hauptbahnhof" (alle 
Buslinien, RNV-Linie 5). Für die Rückfahrt bestehen auch Fahrtmöglichkeiten mit dem 
Ruftaxi. 
Die genauen Abfahrts- und Ankunftszeiten finden Sie unter www.vrn.de 
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9 Freigabe von Haushaltsmitteln für Maßnahmen zum Klimaschutz 
157/20   

10 Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Stadtentwässerung Weinheim für das 
Jahr 2021 
155/20   

11 Kalkulation und Festsetzung der Schmutz- u. Niederschlagswassergebühr 
für das Wirtschaftsjahr 2021 
154/20   

12 Darlehensaufnahme für Investitionsmaßnahmen des Eigenbetriebs 
Stadtentwässerung 
159/20   

13 Organisationsuntersuchung Amt für Vermessung, Bodenordnung und 
Geoinformation und Vorschlag für die künftige Ausrichtung des Amtes 
147/20   

14 Bestellung der Mitglieder des gemeinsamen Gutachterausschusses 
Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis nach § 2 Gutachterausschussverordnung 
Baden-Württemberg 
160/20   

15 Satzung über die Erhebung von Gebühren für Amtshandlungen und 
Leistungen des gemeinsamen Gutachterausschusses „Nördlicher Rhein-
Neckar-Kreis“ und seiner Geschäftsstelle bei der Stadt Weinheim 
161/20   

16 Kanalaustausch und Straßenbauarbeiten in der Großsachsener Straße in 
Weinheim-Oberflockenbach 
137/20   

17 Neubau der Zufahrt zum Schulzentrum und Stadion Weinheim, Straßen- 
und Kanalbauarbeiten 
145/20   

18 Sanierungsarbeiten im Ritschweierer Weg in Weinheim-Rittenweier  
Los 2: Straßenbauarbeiten 
163/20   

19 Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder ähnlichen 
Zuwendungen 
164/20   

tel:632632


 

 

Der Sitzungsort ist mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar. Die nächstgelegenen 
Haltestellen sind: "Stadthalle" (Buslinie 632/632A) und "Weinheim Hauptbahnhof" (alle 
Buslinien, RNV-Linie 5). Für die Rückfahrt bestehen auch Fahrtmöglichkeiten mit dem 
Ruftaxi. 
Die genauen Abfahrts- und Ankunftszeiten finden Sie unter www.vrn.de 
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20 Bürgerfragestunde um 18:00 Uhr 
   

21 Anfragen 
   

 

gez.  
Manuel Just 
Oberbürgermeister 

tel:632632
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Referat des Oberbürgermeisters 166/20 

Geschäftszeichen: 

03/3 - I 01 - Lg 

Beteiligte Ämter:   

 

Datum: 

23.11.2020 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Weinheim 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt die als Anlage 1 beigefügte Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Referat des Oberbürgermeisters 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Keine 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Anlässlich der aktuellen Corona-Pandemie hat der Landtag mit Wirkung vom 13. Mai 2020 
die Gemeindeordnung geändert, um im Gemeinderat und seinen Ausschüssen zukünftig 
Sitzungen auch ohne persönliche Anwesenheit im Sitzungssaal zu ermöglichen. Dazu wurde 
ein neuer § 37a GemO geschaffen.  

Durch die neue Regelung können Sitzungen nun beispielsweise als Videokonferenz 
durchgeführt werden, eine bloße Telefonkonferenz würde dagegen nicht genügen.  

Die Durchführung von Gemeinderats- und Ausschusssitzungen ist durch die geltenden 
Infektionsschützenden Maßnahmen nach der Corona-Verordnung nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen. 

Gemeinderats- und Ausschusssitzungen sind weiterhin möglich und erforderlich, um die 
Handlungsfähigkeit der Gemeinden zu gewährleisten. Dies umfasst auch der Vorberatung 
dienende Sitzungen. 

 

Die Vorschriften der Gemeindeordnung gehen von einer persönlichen Anwesenheit der 
Gemeinderäte und Ausschussmitglieder in einem Sitzungsraum bei der Beratung und 
Beschlussfassung aus. 

Mit dem Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung (GemO), der Landkreisordnung und 
anderer Gesetze vom 07. Mai 2020 (GBl. S. 259) wurde mit dem neuen § 37 a GemO die 
Möglichkeit geschaffen, dass notwendige Sitzungen des Gemeinderats in Form einer 
Videokonferenz oder auf vergleichbare Weise durchgeführt werden können. 

 

§ 37a GemO 
Durchführung von Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im 

Sitzungsraum 

(1) Durch die Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass notwendige Sitzungen des 
Gemeinderats, ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum 
durchgeführt werden können; dies gilt nur, sofern eine Beratung und Beschlussfassung 
durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer 
Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Videokonferenz, möglich ist. Dieses Verfahren 
darf bei Gegenständen einfacher Art gewählt werden; bei anderen Gegenständen darf 
es nur gewählt werden, wenn die Sitzung andernfalls aus schwerwiegenden Gründen 
nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden könnte. Schwerwiegende Gründe liegen 
insbesondere vor bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Seuchenschutzes, 
sonstigen außergewöhnlichen Notsituationen oder wenn aus anderen Gründen eine 
ordnungsgemäße Durchführung ansonsten unzumutbar wäre.  
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Bei öffentlichen Sitzungen nach Satz 1 muss eine zeitgleiche Übertragung von Bild und 
Ton in einen öffentlich zugänglichen Raum erfolgen.  

(2) Die Gemeinde hat sicherzustellen, dass die technischen Anforderungen und die 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen für eine ordnungsgemäße Durchführung der 
Sitzung einschließlich Beratung und Beschlussfassung eingehalten werden. In einer 
Sitzung nach Absatz 1 Satz 1 dürfen Wahlen im Sinne von § 37 Absatz 7 nicht 
durchgeführt werden. Im Übrigen bleiben die für den Geschäftsgang von Sitzungen des 
Gemeinderats geltenden Regelungen unberührt. 

(3) Bis 31. Dezember 2020 findet Absatz 1 mit der Maßgabe Anwendung, dass eine 
Regelung in der Hauptsatzung nicht erforderlich ist. 

 
Das Gesetz unterscheidet zwei Fallgruppen: 

 Das Verfahren darf bei Gegenständen einfacher Art gewählt werden. Ein Gegenstand ist 
einfacher Art, wenn er für die Gemeinde oder den/die betroffene Bürger/in nur von 
unerheblicher Auswirkung ist und die tatsächlichen und rechtlichen Grundlagen der 
Entscheidung und ihre Auswirkung ohne Weiteres zu übersehen sind und einer 
mündlichen Erläuterung und der Erörterung nicht bedürfen. Angelegenheiten, die der 
Gemeinderat nach § 39 Abs. 2 GemO nicht auf beschließenden Ausschüsse übertragen 
darf und solche, die für die Gemeinde von größerer wirtschaftlicher Bedeutung sind, 
gehören nicht zu den Gegenständen einfacher Art. 

 Über andere Gegenstände kann nur in einer als Videokonferenz oder auf vergleichbare 
Weise durchgeführten Sitzung beraten und beschlossen werden, wenn die Sitzung 
andernfalls aus schwerwiegenden Gründen nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden 
könnte. Schwerwiegende Gründe liegen insbesondere vor bei Naturkatastrophen, aus 
Gründen des Seuchenschutzes, sonstigen außergewöhnlichen Notsituationen oder wenn 
aus anderen Gründen eine ordnungsgemäße Durchführung ansonsten unzumutbar wäre. 

 

Bis 31. Dezember 2020 können Sitzungen als Videokonferenzen auf der Grundlage des  
§ 37 a GemO durchgeführt werden. Danach ist eine entsprechende Regelung in der 
Hauptsatzung erforderlich. 

 

Zur Wahrung des Öffentlichkeitsgrundsatzes muss bei einer solchen Videokonferenz die 
zeitgleiche Übertragung in einen öffentlich zugänglichen Raum erfolgen, damit interessierte 
Bürgerinnen und Bürger sowie Medienvertreter die Diskussionen und Entscheidungen 
mitverfolgen können.  

 

Eine Sitzung in Form einer Videokonferenz muss nach dem Wortlaut des § 37 a notwendig 
sein. Dieses Kriterium soll den Ausnahmecharakter der Vorschrift verdeutlichen. Der 
Oberbürgermeister entscheidet nach den Umständen des Einzelfalls, ob die anstehende 
Tagesordnung in Form einer Videokonferenz behandelt wird. Auch bei Vorliegen der 
Voraussetzungen müssen Sitzungen nicht zwingend als Videokonferenz oder auf 
vergleichbare Weise durchgeführt werden. 

Durch die neue gesetzliche Vorschrift wurde keine gesetzliche Grundlage für eine Live-
Übertragung von Gemeinderatssitzungen ins Internet geschaffen. Ein solches Live-
Streaming ist aus Gründen des Datenschutzes auch weiterhin nur mit der Einwilligung der 
Betroffenen zulässig.  
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Die Stadt Weinheim plant derzeit keine Videokonferenzen. Die von Städte- und Gemeindetag 
vorgetragenen Bedenken gegen die Durchführung von Videokonferenzen (technische 
Stabilität, Rechtssicherheit) werden geteilt.  

Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass eine Situation entsteht, in der die Stadt Weinheim 
auf dieses Instrument zurückgreifen möchte/muss. 

Deshalb soll vorsichtshalber die Rechtsgrundlage geschaffen werden, um dann eine 
Videokonferenz durchführen zu können. 

 
 

Alternativen: 

Verzicht auf die Änderung der Hauptsatzung – in diesem Fall bestünde ab 01. Januar 2021 
keine Möglichkeit zur Durchführung von Gemeinderatssitzungen in Form von 
Videokonferenzen 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Derzeit sind keine direkten finanziellen Auswirkungen bei der Durchführung von 
Gemeinderatssitzungen als Videokonferenzen absehbar. Auf jeden Fall ist von einem 
erhöhten Personaleinsatz zur Betreuung der Sitzungen auszugehen. 
 
 

Anlagen: 

Nummer:  Bezeichnung  

1 Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
  

 
 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt die als Anlage 1 beigefügte Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung. 

gezeichnet 

Manuel Just 
Oberbürgermeister 
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Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Weinheim

Aufgrund des §  4 der Gemeindeordnung in der Fassung vom 24. Juli 2000
(GBl.  S.  582, ber. S. 698) zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Oktober 2020
(GBl. S. 910) m.W.v. 24. Oktober 2020 hat der Gemeinderat am 02. Dezember 2020
folgende Änderung der Hauptsatzung der Stadt Weinheim beschlossen:

Artikel I

Folgender § 3 a wird neu eingefügt:

§ 3 a
Durchführung von Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im

Sitzungsraum

Der Oberbürgermeister kann Sitzungen des Gemeinderats ohne persönliche
Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum in Form von Videokonferenzen
einberufen. Die Voraussetzungen für die Einberufung und die Durchführung dieser
Sitzungen richtet sich nach den Bestimmungen des § 37a Abs. 1 und 2
Gemeindeordnung.
Für Sitzungen der beratenden/beschließenden Ausschüsse des Gemeinderats sowie
der Ortschaftsräte und des Jugendgemeinderats gelten diese Regelungen
entsprechend.

Artikel II

Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Weinheim, Manuel Just
Oberbürgermeister

Anlage 1 zu Drucksache-Nr. 166/20
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Informationsvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Stadtkämmerei 156/20 

Geschäftszeichen: 

201 - MS 

Beteiligte Ämter: 

 

Datum: 

03.11.2020 

 

  
l 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Gemeinderat Ö Kenntnisnahme 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Einbringung des Haushaltsplanentwurfs 2021 

Antrag: 

Kenntnisnahme 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Akte 902/5 
1 x Amt 20 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Keine 
 
 

Beratungsgegenstand: 

In der Sitzung des Gemeinderates am 02.12.2020 wird der Entwurf des Haushaltsplans 2021 
eingebracht. 

Es ist folgende Terminplanung vorgesehen: 

Vorberatung in der öffentlichen Sitzung des Hauptausschusses am 16.12.2020 

Beratung und Verabschiedung durch den Gemeinderat am 03.02.2021 und 

 24.02.2021 

 
 

Alternativen: 

Keine 
 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Keine 
 
 

Anlagen: 

Keine 
 
 

Antrag: 

Kenntnisnahme 

gezeichnet 

Manuel Just 
Oberbürgermeister 
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Bildung und Sport 138/20 

Geschäftszeichen: 

40-CSc 

Beteiligte Ämter:   

Personal- und Organisationsamt 
Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 

Datum: 

29.10.2020 

 

    
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Kinder- und Jugendbeirat Ö Vorschlag 18.11.2020 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Verlängerung des Bundesprogramms „Kita-Einstieg: Brücken bauen in frühe Bildung„ 
in Weinheim 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt die Verlängerung der Teilnahme der Stadt Weinheim am 
Bundesprogramms „Kita-Einstieg: Brücken bauen in frühe Bildung“ bis 31.12.2022. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
je 1 x Ämter 11,14, 20 
1 x Amt 40 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

GR/127/17 
 
 

Beratungsgegenstand: 

1. Ausgangslage 

Aktuell leben im Stadtgebiet Weinheim rund 80 Kinder mit Fluchthintergrund im Alter von 0-6 
Jahren in den Anschlussunterbringungen (AUB). Hinzu kommen 28 Kinder in den Vorläufigen 
Unterbringungen (VUB) und 11 Kinder in Privatwohnungen (Stand 28.10.2020). Insgesamt 
leben damit 119 Kinder (0-6 Jahre) mit einem Fluchthintergrund in Weinheim. Davon 
besuchen rund 65 Kinder (3-6 Jahre) eine Kita in Weinheim. Zwei weitere Kinder stehen auf 
der Warteliste für einen Kita-Platz. 52 jüngere Kinder (0-3 Jahre) besuchen i.d.R. noch keine 
Betreuungseinrichtung. Die Familien kommen überwiegend aus Syrien, Afghanistan und Irak, 
aber auch aus afrikanischen Ländern. 

Der Zugang von Geflüchteten verläuft zwar insgesamt moderater als in 2015/16, jedoch 
verlagerte sich der Schwerpunkt von Alleinstehenden hin zu Familien bzw. Frauen mit 
Kindern. Mit der Aufnahme von Kindern ist daher in den nächsten beiden Jahren weiterhin zu 
rechnen. Eine gute und dauerhafte Integration dieser Kinder, die zumeist einen anderen 
kulturellen Hintergrund mitbringen und häufig negative Erfahrungen während der Flucht 
gemacht haben, stellt eine große Herausforderung für die Kindertageseinrichtungen dar. 

Vor diesem Hintergrund hatte sich die Stadt Weinheim in einem zweistufigen 
Antragsverfahren um eine Projektförderung durch das Bundesprogramm „Kita-Einstieg: 
Brücken bauen in frühe Bildung“ des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend beworben. Der Antrag wurde für den Projektzeitraum 01.08.2017 bis 31.12.2020 
bewilligt. Das Projekt bietet die Chance, die Integration geflüchteter Kinder sowie von 
Kindern mit besonderen Zugangsschwierigkeiten in das frühkindliche Bildungssystem aktiv 
zu gestalten. Das Projekt unterstützt zudem die Zielsetzung der Weinheimer Bildungskette 
und fügt sich in die bestehende Förder-, Beratungs- und Unterstützungsstruktur in Weinheim 
ein.  

Das Projekt läuft zum 31.12.2020 aus und soll um zwei weitere Jahre bis 31.12.2022 
verlängert werden. 

 

2. Ziele und Fördergegenstand des Bundesprogramms „Kita-Einstieg: 
Brücken bauen in frühe Bildung“ 

Mit dem Bundesprogramm „Kita-Einstieg: Brücken bauen in frühe Bildung“ werden Angebote 
entwickelt und erprobt mit dem Ziel, Kindern im Alter von 0-6 Jahren, die bisher nicht oder 
nur unzureichend von der institutionellen Kindertagesbetreuung erreicht werden, den Einstieg 
in das deutsche System der frühkindlichen Erziehung, Bildung und Betreuung zu 
ermöglichen. Besonders soll die gesellschaftliche Integration und Teilhabe von Familien mit 
Fluchterfahrung sowie mit besonderen Zugangsschwierigkeiten gefördert werden. 
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Wie in nachstehender Grafik ersichtlich, setzen die Angebote auf unterschiedlichen Ebenen 
an: auf der Ebene der Kinder, der Familien, der Kindertageseinrichtungen sowie auf der 
Ebene des lokalen Wirkungsfeldes. Zudem sollen die Kompetenzen der pädagogischen 
Fachkräfte im Umgang mit Vielfalt gestärkt werden.  
 

Grafik: Fördergegenstand des Bundesprogramms „KiTa-Einstieg“ 
 

 
(Quelle: http://kita-einstieg.fruehe-chancen.de) 

 

3. Umsetzung von „Kita-Einstieg“ in Weinheim seit 2017 

3.1 Projektzeitraum 

Das Programm „Kita-Einstieg“ wird in Weinheim seit dem 01.08.2017 durchgeführt. Die 
Förderung endet zum 31.12.2020.  

Seitens des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) wurde 
eine Verlängerung der Projektförderung in einer zweiten Verstetigungsphase von 01.01.2021 
bis 31.12.2022 in Aussicht gestellt und die jetzigen Projektträger zur Antragstellung 
aufgefordert. Antragsfrist war der 30.10.2020. Zur Fristwahrung hat die Stadt Weinheim – 
vorbehaltlich der Zustimmung des Gemeinderats - einen Förderantrag für den o.g. Zeitraum 
eingereicht. Laut Servicestelle des Bundesprogramms ist mit einem Bewilligungsbescheid 
etwa Ende November 2020 zu rechnen. 
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3.2 Projektstruktur in Weinheim 

Für das Projekt wurde im Amt für Bildung und Sport eine Netzwerk- und Koordinierungsstelle 
(Stellenumfang: 50%) eingerichtet. Diese plant, entwickelt und koordiniert die Angebote und 
vernetzt das Projekt mit den bestehenden Strukturen in Weinheim. Insbesondere werden die 
Projektangebote mit bereits vorhandenen Angeboten im Rahmen der Weinheimer 
Bildungskette abgestimmt. Darüber hinaus übernimmt sie die Projektverwaltung und die 
Berichterstattung gegenüber dem Zuwendungsgeber.  

Die praktische Umsetzung der pädagogischen Angebote (sh. 3.4.) erfolgt durch drei 
pädagogische Fachkräfte (Stellenumfang: jeweils 50%), sogenannte “Kita-Lotsinnen”, die 
den drei städtischen Einrichtungen Kindergarten Waid, Kindergarten Kinderland und 
Kindertagesstätte Kuhweid zugeordnet sind. Diese Einrichtungen sind die sog. “Anker-Kitas” 
des Projekts. Mit den „Anker-Kitas“ besteht eine enge Kooperation, in deren Rahmen neue 
Angebote exemplarisch entwickelt und ausprobiert werden. 

Die Projektmitarbeiterinnen arbeiten sozialraumorientiert und trägerübergreifend in einem 
Netzwerk aus unterschiedlichen Akteuren aus den Bereichen der frühkindlichen Bildung und 
der Arbeit mit geflüchteten Familien. Der Zugang zu den Familien erfolgt meist über die für 
die Unterkünfte zuständigen Sozialarbeiter/innen und Integrationsmanager/innen. Dazu steht 
das Projekt Kita-Einstieg in regelmäßigem Austausch mit den Mitarbeitern/innen aus den 
Unterkünften. Daneben gibt es eine Vielzahl weiterer Netzwerkpartner wie bspw. das 
Bildungsbüro (Rucksack- und Griffbereit-Gruppen bzw. Sprach- und Kulturmittler/innen), die 
Lern-und Praxis-Werkstatt (Kreativ-Werkstatt für Frauen), Schwangerenberatung der Caritas, 
AK Asyl (ehrenamtlich Engagierte). Die bisherige Projekterfahrung hat gezeigt, dass der 
Zugang zu den Familien nur über ein starkes Netzwerk funktionieren kann. 

3.3 Bedarfsanalyse 

Zu Beginn des Projekts wurden im Rahmen einer Masterarbeit bei Frau Prof. Dr. Engin an 
der Pädagogischen Hochschule Heidelberg „Institutionelle und pädagogische 
Rahmenbedingungen zur Integration von geflüchteten Kindern in Kindertagesstätten am 
Beispiel der Stadt Weinheim“ untersucht. Die Ergebnisse flossen in die weitere 
Angebotsentwicklung mit ein. Die Bedarfsanalyse wird regelmäßig ergänzt bzw. aktualisiert. 

Insgesamt gelingt es inzwischen gut, Kinder im Alter von 3 Jahren bis Schuleintritt in die 
Kindertageseinrichtungen zu integrieren. Häufig ist allerdings hierzu eine Unterstützung der 
Familien durch die Projektfachkräfte erforderlich, um den Zugang in das frühkindliche 
Bildungssystem zu ermöglichen. Die Kita-Lotsinnen und die pädagogischen Fachkräfte in 
den Kitas berichten von vielfältigen Herausforderungen bei der Aufnahme geflüchteter Kinder 
in die KiTas: 

 Das deutsche (frühkindliche) Bildungssystem ist unbekannt; Informationen dazu fehlen. 

 Eltern haben aufgrund negativer Erfahrungen mit Bildungsinstitutionen im Herkunftsland 
Ängste, ihr Kind in eine Kindertageseinrichtung abzugeben. 

 Sprachliche Barrieren erschweren die Kommunikation mit den Eltern, bei den Kindern 
besteht ein erhöhter Sprachförderbedarf. 

 Teilweise liegt eine familiäre Traumatisierung vor, die eine Ablösung der Eltern von ihrem 
Kind einschränkt. 

 Überforderung des Kindes (z.B. durch unbekannte Abläufe in der Kita oder durch eine 
bisher unbekannte Fülle an Spiel- und Bildungsangeboten) 
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 Entwicklungsverzögerungen aufgrund der Lebensbedingungen oder aufgrund 
mangelnder Bildungsangebote 

 Die Familien haben i.d.R. eine eingeschränkte Mobilität, um weiter entfernte Kitas 
erreichen zu können. 

 Eine erhöhte Fluktuation durch kurzfristige Zu-, Weg- und Umzüge (z.B. von der VUB in 
die AUB) erschwert die Platzsuche nach einer geeigneten Kita. Zudem führt dies z.T. zu 
kurzen Verweildauern der Kinder in einer Einrichtung. 

3.4 Umsetzung der Angebotstypen 

Die Angebote im Weinheimer Kita-Einstieg Projekt zielen deshalb darauf ab, die genannten 
Zugangshürden abzubauen und die Integration der Kinder zu erleichtern.  

Bei der Umsetzung der drei nachstehend beschriebenen Angebotstypen können das Projekt 
„Kita-Einstieg“ und die beteiligten Kindertageseinrichtungen auf zahlreiche Vorerfahrungen in 
der interkulturellen Arbeit zurückgreifen. Auch die Erfahrungen mit den interkulturellen 
Angeboten der Weinheimer Bildungskette (z.B. “Rucksack-Projekt”) können hier einfließen. 

Die konkreten Angebote werden im Projektverlauf bedarfsorientiert entwickelt, modellhaft 
erprobt und nach und nach in die tägliche Arbeit der Kindertageseinrichtungen integriert.  

a. Angebotstyp 1: Aufklärung und Information 

Die Angebote im Bereich „Aufklärung und Information“ richten sich an Familien mit 
Fluchterfahrung sowie mit besonderen Zugangsschwierigkeiten zum System der frühen 
Bildung. Die Angebote werden grundsätzlich niedrigschwellig angelegt und haben zum Teil 
aufsuchenden Charakter im öffentlichen Raum. Eltern erhalten Informationen zum System 
der frühkindlichen Bildung in Deutschland und zur Erziehungspartnerschaft. Sie werden bei 
der Auswahl einer geeigneten Kita unterstützt und beim Kita-Einstieg beratend begleitet.  

Die Kontaktherstellung zu den Eltern erfolgt über die für die Unterkünfte zuständigen 
Sozialarbeiter/innen und Integrationsmanager/innen. Weitere Zugänge gelingen über die 
Vermittlung durch Netzwerk-Akteure wie bspw. die Lern-Praxis-Werkstatt (Nähwerkstatt für 
Frauen), das Bildungsbüro (Griffbereit-Gruppen) oder die Schwangerenberatung der Caritas. 

Zu Beginn des Projekts initiierte das Projekt-Team ein Eltern-Café, stellte jedoch schnell fest, 
dass es in Weinheim bereits eine Vielzahl an Gruppenangeboten gibt. Daher wurde dazu 
übergegangen, die bestehende Angebotsstruktur (z.B. an Sprach-Cafés) zu nutzen, um 
Informationen zu platzieren bzw. einen Zugang zu Familien herzustellen. 

Flankierend zu den individuellen Informations- und Beratungsangeboten wurde eine Vielzahl 
an mehrsprachigen Informationsmaterialien erstellt bzw. zusammengestellt (z.B. Projektflyer, 
Infos zur Kita-Anmeldung, etc.).  

b. Angebotstyp 2: Niedrigschwellige frühpädagogische Angebote 

Die Angebote im Angebotstyp 2 „Niedrigschwellige frühpädagogische Angebote“ richten sich 
an Kinder und ihre Eltern. Bis zum Ausbruch der Corona-Pandemie gab es eine Gruppe für 
Vorschulkinder und eine Eltern-Kind-Gruppe, die ein bis zwei Mal in der Woche stattfanden. 
Die Vorschulgruppe war ein Brückenangebot für Kinder ab 4-5 Jahren, die bisher noch 
keinen Kita-Platz erhalten haben. An zwei Vormittagen fand ein Kita-ähnliches Angebot mit 
Sprachförderung statt. Kurz vor Ausbruch der Pandemie konnte erreicht werden, dass alle 
Kinder in ein Regelangebot (Kita oder Schule) wechseln konnten, so dass es für diese 
Gruppe keinen Bedarf mehr gab.  



Drucksache: Seite 6 von 8 

138/20 
00009780.doc 

Während des Lockdowns sind die Kita-Lotsinnen dazu übergegangen, die Kinder in den 
Unterkünften wöchentlich mit „Corona-Care-Päckchen“ zu versorgen. Inhalt der Pakete 
waren frühpädagogische Bastel- und Spielangebote. Hier wurden wöchentlich über 50 
Päckchen in die Unterkünfte gebracht. Dieses Angebot wurde sehr gut angenommen. So 
konnte der Kontakt zu den Familien aufrechterhalten und zum Teil sogar intensiviert werden 
(Haustür- bzw. Outdoor-Gespräche). Auch der Kontakt zu neuen Familien gelang in dieser 
Zeit.  

c. Angebotstyp 3: Qualifizierung 

Im Angebotstyp 3 wird die „Qualifizierung pädagogischer Fachkräfte“ in den Blick 
genommen. Hierzu fanden in 2018/19 Fortbildungsangebote zu den Themenfeldern 
„Kultursensible Pädagogik“, „Interkulturelle Kompetenz“, „Pädagogische Herausforderung: 
Vielfalt“, „Kinder auf der Flucht“ und ähnliche statt. 

Seit 2020 wird im Rahmen des Projekts eine 5-modulige, trägerübergreifende Qualifizierung 
für 15 pädagogische Fachkräfte zum Thema „Inklusion und Vielfalt“ durchgeführt. Ziel ist es, 
Multiplikatoren/innen auszubilden, die auch nach Projektende in den städtischen 
Einrichtungen als Ansprechperson für alle Dimensionen von Diversität zur Verfügung stehen. 
Pandemiebedingt konnte die Qualifizierung in diesem Jahr nicht abgeschlossen werden und 
soll daher in 2021 fortgeführt werden.  

Neben diesen Fortbildungsmaßnahmen werden die Kitas trägerübergreifend kontinuierlich 
von den Projekt-Fachkräften beim Ausbau kultursensibler Pädagogik begleitet und beraten. 
Flankierend wurde eine Bücher-Wanderkiste „Vielfalt in der Kita“ mit Fachliteratur- und (teils 
mehrsprachigen) Kinderbüchern entwickelt und den Kitas zur Verfügung gestellt. 

 

4. Weiterführung des Projekts (01.01.2021 – 31.12.2022) 

Im bisherigen Projektzeitraum konnten insgesamt rund 135 Familien (zumeist mit 
Fluchterfahrung) erreicht bzw. beraten und begleitet werden. Die positiven Rückmeldungen 
der Familien sowie auch der Netzwerkpartner zeigen, dass das Projekt eine wichtige Rolle 
bei der Integration von Familien mit Kindern zwischen 0-6 Jahren in Weinheim einnimmt. 

In der ersten Projektphase wurde vieles angestoßen, aber noch nicht konzeptionell verstetigt. 
Die beschriebenen Angebote sollen deshalb fortgeführt und weiterentwickelt werden. 
Insbesondere soll im weiteren Projektzeitraum 2021-2022 die Zusammenarbeit mit Kitas der 
freien und konfessionellen Träger ausgebaut und intensiviert werden (z.B. Beratung, 
Coaching, Qualifizierung). Zudem sollen neue Willkommensangebote für Familien 
gemeinsam mit den Anker-Kitas entwickelt und erprobt werden. Gelungene Beispiele werden 
in die Eingewöhnungskonzepte sowie in die Trägerkonzeption und in die Konzeptionen der 
Einrichtungen eingebunden. 

Für Familien mit einer anderen Muttersprache als Deutsch sollen weitere Informationen 
übersetzt und eine mehrsprachige Kita-App mit Vorlesefunktion in Kooperation mit den 
Weinheimer Jugendmedien entwickelt werden. 

Wenn es unter Pandemiebedingungen möglich ist, sind im weiteren Projektverlauf wieder 1-2 
Spielgruppen im Umfeld der Unterkünfte bzw. der Kitas geplant. 

Die begonnene Qualifizierung für pädagogische Fachkräfte zum Thema „Inklusion und 
Vielfalt“ soll in 2021 beendet werden. In 2022 ist ein zweiter Durchlauf geplant. Weitere 
diversitätsbewusste Materialien sollen für die pädagogische Arbeit in Kitas erarbeitet werden.  
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So ist analog zur Bücher-Wanderkiste ein Wander-Koffer mit diversitätsbewusstem 
Spielmaterial für 2022 geplant.  

Zum Abschluss des Projekts ist Ende 2022 ein gemeinsamer Fachtag für die pädagogischen 
Fachkräfte der städtischen Kitas zum Thema „Inklusive Pädagogik“ geplant. Daran sollen 
auch Fachkräfte aus den Kitas der freien und konfessionellen Träger teilnehmen. Hier sollen 
die Projektergebnisse einer breiteren Öffentlichkeit bzw. allen Weinheimer Kitas vorgestellt 
werden. 

Um die geplanten Maßnahmen durchführen bzw. nachhaltig verstetigen zu können, ist eine 
Verstetigungsphase von 2021-22 dringend notwendig. 

 
 

Alternativen: 

Das Projekt wird zum 31.12.2020 beendet. Ein Projektende ohne anschließende 
Verstetigungsphase würde ein „Verpuffen“ der bisherigen Projekterfahrungen und  
-ergebnisse bedeuten. Der Bedarf an Information und Beratung für aktuelle und neue 
Familien könnte nicht gedeckt werden.  
 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Für den Förderzeitraum 01.01.2021 bis 31.12.2022 erhält die Stadt Weinheim einen 
Zuschuss aus Bundesmitteln von rd. 281.000 € bei einem Gesamtbetrag der 
zuwendungsfähigen Ausgaben von rd. 319.000 €. Dieser Betrag verteilt sich auf die 
einzelnen Haushaltsjahre wie in nachstehender Tabelle dargestellt: 

 2021 2022 Summe 

Personalausgaben 128.000 € 131.000€ 259.000 € 

Sachausgaben   27.000 €   33.000 €   60.000 € 

Kosten gesamt 155.000 € 164.000 € 319.000 € 

Fördermittel 140.000 € 141.000 € 281.000 € 

Städtische 
Kofinanzierung 

  15.000 €   23.000 €   38.000 € 

 

Für die Stadt Weinheim entstehen keine zusätzlichen Kosten durch das Projekt, da der 
geforderte Eigenanteil von mindestens zehn Prozent der Gesamtkosten durch bereits 
vorhandene Personal- und Sachmittel bei Amt 40 (anteilige Personalkosten in der Abteilung 
„Frühkindliche Bildung/Schulkindbetreuung“; anteiliges Fortbildungsbudget der Kitas) in einer 
Gesamthöhe von rd. 38.000 € aufgebracht wird.  

Für das Projekt ist bereits eine eigene Kostenstelle 36505180 / Produktgruppe 3650 
eingerichtet.  
 
 

Anlagen: 

Keine 
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Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt die Verlängerung der Teilnahme der Stadt Weinheim am 
Bundesprogramms „Kita-Einstieg: Brücken bauen in frühe Bildung“ bis 31.12.2022. 

gezeichnet 

Manuel Just 
Oberbürgermeister 
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Soziales, Jugend, Familie und Senioren 139/20 

Geschäftszeichen: 

50-560/4 - Mo 

Beteiligte Ämter:   

Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 

Datum: 

27.10.2020 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Kinder- und Jugendbeirat Ö Vorschlag 18.11.2020 

Jugendgemeinderat Ö Vorberatung 01.12.2020 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Fortsetzung des Beteiligungs- und Partizipationsprojektes „A[ttra]ktives Weinheim„ des 
Stadtjugendrings Weinheim e.V. 

Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat stimmt einer Fortführung des Beteiligungs- und Partizipationsprojektes 
„A[ttra]ktives Weinheim“ des Stadtjugendrings Weinheim e.V. zu. 

2. Der Gemeinderat beschließt, dass die finanziellen Mittel in Höhe von 10.000 € für das 
Haushaltsjahr 2021 im Ergebnishaushalt, Teilhaushalt 5 – Kinder, Jugend und Soziales, 
Produktgruppe 3620 – Allgemeine Förderung junger Menschen, eingeplant und zur 
Verfügung gestellt werden.  
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Amt 14 
1 x Amt 20  
1 x Stadtjugendring 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Kinder- und Jugendbeirat 121/17 vom 25.10.2017 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Seit 2016 ist ein Schwerpunkt des Stadtjugendrings Weinheim e.V. die Kinder- und 
Jugendbeteiligung. Hierzu zählt auch das Projekt „A[ttra]ktives Weinheim“, welches als 
„Modellvorhaben“ in Baden-Württemberg in den vergangenen Jahren durch das 
Landesjugendamt des Kommunalverbandes für Jugend und Soziales in Baden-Württemberg 
(KVJS) mit 75.000 € gefördert wurde. Bei dem Projekt wurde vor allem jungen Menschen die 
Möglichkeit gegeben, sich in kommunale Entscheidungsprozesse einzubringen sowie hierfür 
geeignete Beteiligungsformate zu entwickeln und zu testen.  

Das Beteiligungsprojekt „A[ttra]ktives Weinheim“ soll nun auch nach seinem Abschluss 
fortgeführt werden. Die Fördermittel des KVJS-Landesjugendamtes stehen allerdings nicht 
mehr zur Verfügung.  

Der Stadtjugendring plant für das Jahr 2021 mehrere Veranstaltungen zum Thema 
„Beteiligung“. Hierbei sollen auch die bisherigen Ergebnisse aufgegriffen werden. Für die 
Begleitung der Veranstaltungen wurde der Experte Udo Wenzl, Kommunalberater für Kinder-
, Jugend- und Bürgerbeteiligung, angefragt. Dieser kann sich auch grundsätzlich eine 
Begleitung zur Weiterentwicklung der Jugendbeteiligung in Weinheim vorstellen. Herr Wenzl 
hat in den letzten drei Jahren insbesondere mit Großgruppenverfahren und 
Schulkooperationen sehr gute Erfahrungen gemacht. Hierzu zählt auch das Projekt „Schule 
und kommunale Jugendbeteiligung“ der Landeszentrale für politische Bildung, welches von 
Herrn Wenzl in Zusammenarbeit mit drei Kommunen und 12 Schulen geleitet und koordiniert 
wurde.  

Aufgrund vieler kommunaler Prozessbegleitungen hat Herr Wenzl schon mehrfach die 
Erfahrung gemacht, dass in wenigen Projekttagen viel zu erreichen ist. Begünstigend kommt 
hinzu, dass durch die vorherigen Projekte des Stadtjugendrings Weinheim e.V. im Bereich 
der Kinder- und Jugendbeteiligung schon viel Vorarbeit geleistet wurde. Hierbei wird es 
entscheidend sein, die bereits erarbeiteten Ergebnisse zu sichern und daher ist auch die 
Zusammenarbeit mit der Verwaltungsspitze vorgesehen. Ein entsprechendes Konzept wird 
vom Stadtjugendring Weinheim e.V. noch entwickelt.  

Für den Stadtjugendring Weinheim e.V. ist bei der Fortführung der Beteiligungs- und 
Partizipationsprojekte vor allem der Ansatz wichtig, die Kommune als Lernort für Demokratie 
zu sehen.  

Für die Fortführung der Beteiligungs- und Partizipationsprojekte werden finanzielle Mittel in 
Höhe von 10.000 € notwendig sein. Hierin enthalten sind die Kosten für Honorar, Saalmieten 
und benötigte Materialien. Aufgrund der Einschränkungen durch die Coronapandemie 
müssen die Veranstaltungen in entsprechend großen Räumlichkeiten durchgeführt werden.  



Drucksache: Seite 3 von 3 

139/20 
00009786.doc 

Aus Sicht des Stadtjugendrings Weinheim e.V. wäre es für die Stadt Weinheim ein großer 
Gewinn, wenn das Modellvorhaben „A[ttra]ktives Weinheim“, welches auch schon 
überregional Beachtung gefunden hat, mit der Unterstützung eines renommierten 
Fachmannes weitergeführt werden kann.  

Der Geschäftsführer des Stadtjugendrings Weinheim e.V., Herr Martin Wetzel, wird in der 
Sitzung des Kinder- und Jugendbeirates am 18.11.2020 eine zusammenfassende 
Präsentation zum Beteiligungs- und Partizipationsprojekt „A[ttra]ktives Weinheim“ vortragen 
und anschließend für Fragen zur Verfügung stehen.  

 
 

Alternativen: 

Eine Fortführung des Beteiligungs- und Partizipationsprojekts „A[ttra]ktives Weinheim“ wird 
abgelehnt.  
 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Die finanziellen Mittel in Höhe von 10.000 € werden für das Haushaltsjahr 2021 im 
Ergebnishaushalt, Teilhaushalt 5 - Kinder, Jugend und Soziales Produktgruppe 3620 – 
Allgemeine Förderung junger Menschen, eingeplant und zur Verfügung gestellt.  
 
 

Anlagen: 

Nummer:  Bezeichnung  

1 Projektdokumentation „Modellvorhaben A[ttra]ktives Weinheim 
  

 
 

Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat stimmt einer Fortführung des Beteiligungs- und Partizipationsprojektes 
„A[ttra]ktives Weinheim“ des Stadtjugendrings Weinheim e.V. zu. 

2. Der Gemeinderat beschließt, dass die finanziellen Mittel in Höhe von 10.000 € für das 
Haushaltsjahr 2021 im Ergebnishaushalt, Teilhaushalt 5 – Kinder, Jugend und Soziales, 
Produktgruppe 3620 – Allgemeine Förderung junger Menschen, eingeplant und zur 
Verfügung gestellt werden.  

gezeichnet 

Manuel Just 
Oberbürgermeister 
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Wirtschaftsförderung 158/20 

Geschäftszeichen: 

I 04 - JST 

Beteiligte Ämter:   

 

Datum: 

05.11.2020 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Gewerbeflächenmonitoring – Vorstellung Jahresbericht 2020 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat nimmt den Jahresbericht 2020 zum Gewerbeflächenmonitoring zur 
Kenntnis und beschließt die Erarbeitung und Vorstellung des Jahresberichtes im 3-jährigen 
Turnus.  
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Dezernat II 
1 x Amt 61 
1 x Wifö z.d.A. 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

u.a.: 
GR/113/20 
GR/046/18 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Die im Rahmen der Gemeinderatssitzung am 14.10.2020 vorgestellte Präsentation zum 
Gewerbeflächenmonitoring dient als aktueller Zwischenstand und Diskussionsgrundlage. Der 
beigefügte Jahresbericht 2020 geht nochmals ausführlich auf die Inhalte der Präsentation 
ein. 

 
 

Alternativen: 

Keine 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Keine 
 
 

Anlagen: 

Nummer:  Bezeichnung  

1 Jahresbericht 2020 

2 Präsentation (öffentliche Fassung) 
  

 
 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat nimmt den Jahresbericht 2020 zum Gewerbeflächenmonitoring zur 
Kenntnis und beschließt die Erarbeitung und Vorstellung des Jahresberichtes im 3-jährigen 
Turnus.  

gezeichnet 

Manuel Just 
Oberbürgermeister 
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Stadt Weinheim 
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00010006.doc 

Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Klimaschutz, Grünflächen und technische Verwaltung 157/20 

Geschäftszeichen: 

60 / Ehmsen 

Beteiligte Ämter:   

Personal- und Organisationsamt 
Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 
Tiefbauamt 

Datum: 

09.11.2020 

 

    
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Freigabe von Haushaltsmitteln für Maßnahmen zum Klimaschutz 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt, folgende Mittel für Maßnahmen für den Klimaschutz 
freizugeben: 

1. Übernahme der Mehrkosten für ein Elektroauto für den Baubetriebshof  12.367,41 €  

2. Öffentlichkeitsarbeit und Gewährung von Zuschüssen für die  
thermografische Energieberatung          1.500,00 € 

 
 



Drucksache: Seite 2 von 3 

157/20 
00010006.doc 

Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
je 1 x Ämter 20, 60, 66 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

GR 016/20 Sofortmaßnahmen für den Klimaschutz 
GR 042/20 Weitere Freigabe von Mitteln für Maßnahmen für den Klimaschutz 
GR 096/20 Weitere Freigabe von Mitteln für Maßnahmen für den Klimaschutz 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Bei den Beratungen für den Haushalt 2020 hat der Gemeinderat 250.000 € für Maßnahmen 
für den Klimaschutz zur Verfügung gestellt. Diese Mittel sind mit einem Sperrvermerk 
versehen, d. h. über die Freigabe entscheidet jeweils der Gemeinderat. 
Der Gemeinderat hat bereits verschiedene Maßnahmen beschlossen, die mit diesem Geld 
umgesetzt werden sollen. Aktuell sind noch 60.600 € verfügbar. 

Für den Baubetriebshof soll ein Elektrofahrzeug angeschafft werden (siehe gesonderte 
Vorlage des Tiefbauamts nach § 12 Absatz 2 Nr. 3 der Hauptsatzung vom 05.11.2020). Das 
Elektroauto kostet 12.367,41 € mehr als ein vergleichbares Fahrzeug mit 
Verbrennungsmotor. Die Mehrkosten sollen aus den Mitteln für den Klimaschutz 
bereitgestellt werden. 

Hiermit wird begonnen, die in der Task Force Klimaschutz diskutierte Maßnahme 
„Umstellung der Bauhoffahrzeuge auf E-Mobilität“ umzusetzen.  

Mit der Öffentlichkeitsarbeit für eine weitere Maßnahme aus der Task Force Klimaschutz, der 
„Thermografischen Energieberatung“, wird in Kürze gestartet. Die Stadt Weinheim beauftragt 
den AVR Umweltservice Wärmebilder und einen Energiebericht von Wohngebäuden zu 
erstellen. Auf der Grundlage des Energieberichts wird eine Beratung zur energetischen 
Sanierung durch die KliBA angeboten. Das Thermografie-Paket kostet 129 € und soll durch 
einen Zuschuss von 50 € von der Stadt Weinheim für die Hauseigentümer interessanter 
werden. Die Thermografieaktion kann erst im Februar 2021 durchgeführt werden, wenn es 
richtig kalt ist.  

 
 

Alternativen: 

Keine 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Die Mittel für die Übernahme der Mehrkosten für das Elektroauto stehen entsprechend dem 
Vermerk zur Deckungsfähigkeit im Haushalt 2020 in ausreichender Höhe zur Verfügung.  

Die voraussichtlichen Kosten von ca. 1.500 € für die Thermografieaktion sind für den 
Haushalt 2021 angemeldet.  
 
 

Anlagen: 

Keine 
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Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt, folgende Mittel für Maßnahmen für den Klimaschutz 
freizugeben: 

1. Übernahme der Mehrkosten für ein Elektroauto für den Baubetriebshof  12.367,41 €  

2. Öffentlichkeitsarbeit und Gewährung von Zuschüssen für die  
thermografische Energieberatung          1.500,00 € 

gezeichnet gezeichnet 

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner  
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister  
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00009977.doc 

Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Eigenbetrieb Stadtentwässerung 155/20 

Geschäftszeichen: 

601 - Nu 

Beteiligte Ämter:   

Rechnungsprüfungsamt 
Tiefbauamt 

Datum: 

30.10.2020 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Ausschuss für Technik, Umwelt und 
Stadtentwicklung 

Ö Vorberatung 25.11.2020 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Stadtentwässerung Weinheim für das Jahr 2021 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Stadtentwässerung 
Weinheim für das Jahr 2021 in der vorliegenden Fassung. 
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00009977.doc 

Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Dez. II 
1 x Amt 14 
1 x Amt 60 
1 x Amt 66 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Keine 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Der Bereich Stadtentwässerung wird als Sondervermögen mit Sonderrechnung geführt. Für 
diese Sonderrechnung gilt das Eigenbetriebsrecht. Danach ist für jedes Wirtschaftsjahr ein 
Wirtschaftsplan aufzustellen, der aus dem  

 Erfolgsplan, der eine Darstellung der Erträge und Aufwendungen enthalten muss, sowie 
aus dem 

 Vermögensplan, der den Finanzierungsbedarf, die vorhandenen Finanzierungsmittel 
und die notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, 

besteht. 

Dem Wirtschaftsplan ist ebenso eine Finanzplanung zu Grunde zu legen. 

Zur näheren Erläuterung wird auf den Vorbericht des Wirtschaftsplans verwiesen. 

 
 

Alternativen: 

Keine 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Zu den finanziellen Auswirkungen wird auf den Wirtschaftsplan verwiesen. 
 
 

Anlagen: 

Nummer:  Bezeichnung  

1 Wirtschaftsplan 2021 
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Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Stadtentwässerung 
Weinheim für das Jahr 2021 in der vorliegenden Fassung. 

gezeichnet gezeichnet 

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner  
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister  
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Festsetzung
des Wirtschaftsplans des Eigenbetriebs

Stadtentwässerung Weinheim
für das Wirtschaftsjahr 2021

Auf Grund der §§ 14ff des Gesetzes über die Eigenbetriebe der Gemeinden (Eigenbetriebsg e-
setz - EigBG) vom 08. Januar 1992, zuletzt geändert am 17. Juni 2020, i.V.m. der Gemeinde-
ordnung für Baden-Württemberg i.d.F. vom 24. Juli 2000, zuletzt geändert am 17. Juni 2020,
hat der Gemeinderat am 02.12.2020 folgenden Wirtschaftsplan für 2021 beschlossen:

§ 1
Wirtschaftsplan

Der Wirtschaftsplan 2021 wird festgesetzt

1. im Erfolgsplan
bei Erträgen von 9.611.390,00
und bei Aufwendungen von 9.954.490,00
auf einen Jahresverlust von 343.100,00
und

2. im Vermögensplan
in den Einnahmen und Ausgaben von 8.632.460,00

§ 2
Kreditermächtigung

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen
wird auf 5.454.390,00
festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigung

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen
wird auf 1.500.000,00
festgesetzt.

§ 4
Kassenkredite

Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird auf 1.900.000,00
festgesetzt.

Weinheim, 02.12.2020

Dr.-Ing. Fetzner
Erster Bürgermeister
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Vorbericht

1. Allgemeines
Der Eigenbetrieb Stadtentwässerung wurde m it Beschluss des Gemeinderates vom
23.01.2002 (GR/003/002) zum 01.02.2002 gegründet.

Zweck des Eigenbetriebs ist, das im Stadtgebiet anfallende Abwasser anzunehmen, zu
sammeln und der Reinigung zuzuführen.

Das Vermögen des Eigenbetriebes ist getrennt vom städtischen Haushalt als Sondervermö-
gen mit Sonderrechnung zu führen.

Für den Eigenbetrieb ist ein Wirtschaftsplan nach den eigenbetriebsrechtlichen Vorschriften
aufzustellen.

2. Erfolgsplan
Im Erfolgsplan sind Erträge von 9.611.390 Euro und Aufwendungen von 9.954.490 Euro
ausgewiesen.

Dies ergibt für das Jahr 2021 eine einkalkulierte Unterdeckung von 343.100 Euro (siehe Er-
folgsplan Seite 4).

2.1 Erträge
Die veranschlagten Gesamterträge liegen mit 476.660 Euro über dem Ansatz des Vorjahres.

Der größte Anteil entfällt mit 7.723.450 Euro auf die Benutzungsgebühren und den von der
Stadt an den Eigenbetrieb abzuführenden Straßenentwässerungsanteil mit .

Die Höhe der Benutzungsgebühren ergibt sich aus den nicht über sonstige Erträge gedeck-
ten Aufwendungen. Die sonstigen Erträge ändern sich gegenüber dem Vorjahr nur geringfü-
gig oder sind gleich geblieben.

2.2  Aufwendungen
Der Ansatz fällt gegenüber dem Vorjahr um 581.590 Euro höher aus.

Der größte Anteil auf die Verbandsumlagen. Dies entspricht bereits
rund 45 % der Gesamtausgaben. Allein diese Position steigt gegenüber dem Vorjahr um

Auf die Abschreibungen entfallen 2.044.000. Diese erhöhen sich aufgrund aktivierter Neuan-
lagen

Dagegen verringern sich die Zinsen aufgrund der momentan günstigen Marktlage, trotz g e-
planter Darlehensaufnahmen, um voraussichtlich

steigende Personalkosten zurückzuführen.

Die Kosten für Materialaufwand, die unter anderem die Reparatur - u. Wartungskosten bein-
halten, liegen dagegen auf dem Niveau des Vorjahres.

3. Vermögensplan
Der Vermögensplan sieht Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 8.632.460 Euro vor.

Davon sind  für Investitionsmaßnahmen eingeplant.
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Der größte Anteil entfällt dabei auf folgende Maßnahmen:

- Fortführung

- Kanalbau Allmendäcker mit 2.000.000

-

Darüber hinaus ist eine Ersatzbeschaffung für das zwischenzeitlich stillgelegte Spülfah rzeug
eingeplant. Hie
werden.

Die weiteren Maßnahmen können dem Investitionsplan ab Seite 10 entnommen we rden.

Die im Erfolgsplan als Erträge enthaltenen Auflösungen von Ertragszuschüssen und Beiträ-
gen mit 459.700 Euro sind im Vermögensplan auf der Ausgabenseite einzustellen.

Entsprechend der laufenden und geplanten Darlehen für Investitionsmaßnahmen wird der
Tilgungsbetrag auf 2.052.660 Euro festgesetzt.

Der einkalkulierte negative Abschluss im Erfolgsplan mit 343.100 Euro muss über den Ver-
mögensplan abgedeckt werden und ist dort auf der Ausgabenseite aufzuführen. Durch die
Einstellung eines Teils der in Vorjahren erwirtschafteten Überschüsse auf der Einnahmeseite
gleichen sich die Positionen aus.

Die Investitionen werden zum Teil über Abwasserbeiträge, Abschreibungen und kalkulator i-
sche Zinsen gedeckt. Hierfür sind 2.834.970 Euro eingeplant.

Die im Vermögensplan anderweitig nicht gedeckten Ausgaben in Höhe von 5.454.390 Euro
sind über Kredite zu finanzieren. Die Kreditaufnahme orientiert sich dabei am Mittelabfluss
für die geplanten Investitionen.

4. Verpflichtungsermächtigungen
Im Geschäftsjahr 2021 sind für die Maßnahmen Kanalbau Hintere Mult und den Kanalaus-
tausch in der Sommergasse Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 1,5 Mio. Euro ver-
anschlagt. Die Ausgaben werden voraussichtlich in den Jahren 2022/2023 kassenwirksam
und sind im Investitions- und Finanzplan berücksichtigt.

5. Kassenkredite
Um die Liquidität des Eigenbetriebs jederzeit gewährleisten zu können, wurde der Höchstb e-
trag der Kassenkredite, gemäß § 89 Abs. 2 GemO, auf 1,8 Mio Euro festgesetzt.

6. Finanzplanung
Der Finanzbedarf für die Jahre 2021 bis 2024 wird auf ein Gesamtvolumen in Höhe von
27.124.610 Euro geschätzt. Davon entfallen 15.618.000 Euro auf Investitionsmaßnahmen.

Zur anteiligen Finanzierung sind, in Abhängigkeit vom Mittelabfluss, Kreditaufnahmen in Hö-
he von 14.131.590 Euro vorgesehen. Unter Berücksichtigung der veranschlagten Kreditti l-
gungen in Höhe von 8.615.830 Euro entspricht dies einer Nettoneuverschuldung von
5.515.760 Euro.
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1. Umsatzerlöse

Verwaltungsgebühren 6.000,00

Benutzungsgebühren 7.723.450,00

Straßenentwässerungsanteil 1.341.740,00

Auflösung von Beiträgen 349.660,00

Auflösung von Zuschüssen 110.040,00

2. Sonstige Erträge

Sonstige Erträge 80.500,00

Summe betriebliche Erträge 9.611.390,00

3. Materialaufwand und Aufwand f. bezg. Leistungen

a) Materialaufwand 545.000,00

b) bezogene Leistungen 1.350.440,00

Betriebskostenumlage an Abwasserverbände 3.251.000,00

Finanzkostenumlage an Abwasserverbände 1.209.600,00

4. Sonstige betriebliche Aufwendungen 318.600,00

5. Abschreibungen 2.044.000,00

6. Zinsen

- Darlehen 927.880,00

- kalkulatorische Zinsen 307.970,00

Summe Aufwendungen 9.954.490,00

7. Jahresgewinn/-verlust* -343.100,00

* Ausgleich Jahresgewinn/-verlust

Jahresgewinn/-verlust -343.100,00
abzgl. restliche Gebührenunterdeckung 2016 -43.551,55
zzgl. restliche Gebührenüberdeckung 2017 221.141,30
zzgl. anteilige Gebührenüberdeckung 2018 158.000,00

restliche  Gebührenüber/-unterdeckung 2021 -7.510,25 ergibt sich aus Gebührenkalkulation

Erfolgsplan  2021

      Euro
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Planansatz Planansatz Planansatz
2019 2020 2021

1. Umsatzerlöse

Verwaltungsgebühren

Benutzungsgebühren

Straßenentwässerungsanteil

Auflösung von Beiträgen

Auflösung von Zuschüssen

2. Sonstige Erträge

Sonstige Erträge

Summe betriebliche Erträge

3. Materialaufwand und Aufwand f.bezg.Leistungen

a) Materialaufwand

b) bezogene Leistungen

Betriebskostenumlage an Abwasserverbände

Finanzkostenumlage an Abwasserverbände

4. Sonstige betriebliche Aufwendungen

5. Abschreibungen

6. Zinsen

a) Darlehen

b) kalkulatorische Zinsen

Summe betriebliche Aufwendungen

7. Sonstige Zinsen und ähnliche Entgelte

Jahresverlust
Jahresüberschuss

Erfolgsplanüberblick 2019 - 2021
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8

Finanzierungsmittel  (Einnahmen)          Euro

1. kalkulatorische Zinsen 307.970,00

2. Gebührenausgleichsrückstellung 343.100,00

3. Beiträge 483.000,00

4. Kredite 5.454.390,00

5. Abschreibungen 2.044.000,00

Finanzierungsmittel insgesamt 8.632.460,00

Finanzierungsbedarf  (Ausgaben)          Euro

1. Sachanlagen etc. 5.777.000,00

2. Jahresverlust 2021 343.100,00

3. Auflösung von
- Beiträgen 349.660,00
- Ertragszuschüsse 110.040,00

4. Tilgung von Krediten 2.052.660,00

Finanzierungsbedarf insgesamt 8.632.460,00

     Vermögensplan 2021
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Investions- Verpflichtungsermächtigungen 2022 2023 2024 Gesamt
nummer  im Wirtschaftsjahr 2021 Euro Euro Euro Euro

I2021 Kanalbau Hintere Mult 500.000 0 0 500.000

I2021 Kanalaustausch Sommergasse 700.000 300.000 0 1.000.000

SUMME 1.200.000 300.000 0 1.500.000

Nachrichtlich

im Finanzplan vorgesehene
Kreditaufnahme 3.050.990 4.113.350 1.512.860

Übersicht über die aus Verpflichtungsermächtigungen
voraussichtlich fällig werdenden Ausgaben
Eigenbetrieb Stadtentwässerung Weinheim

voraussichtlich fällige Ausgaben

Anlage 1 zu Drucksache-Nr. 155/20



Stadt Weinheim 
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Eigenbetrieb Stadtentwässerung 154/20 

Geschäftszeichen: 

601 - Nu 

Beteiligte Ämter:   

Rechnungsprüfungsamt 

Datum: 

30.10.2020 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Ausschuss für Technik, Umwelt und 
Stadtentwicklung 

Ö Vorberatung 25.11.2020 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Kalkulation und Festsetzung der Schmutz- u. Niederschlagswassergebühr für das 
Wirtschaftsjahr 2021 

Beschlussantrag: 

1. Die als Anlage 1 beigefügte Gebührenkalkulation für das Jahr 2021 wird festgestellt. 

2. Der kalkulatorische Zinssatz für 2021 wird auf 2,48 % festgesetzt. 

3. Die Gebühren für 2020 werden wie folgt festgesetzt: 
1,67 € je m³ Schmutzwasser 
0,83 € je m² versiegelte Fläche. 

 Evtl. Über- oder Unterdeckungen bei der Gebührenabrechnung gehen in die Kalkulation 
der Folgejahre ein. 

4. Der Gemeinderat beschließt die als Anlage 2 beigefügte Änderungssatzung. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Amt 14 
1 x Amt 20 
1 x Amt 60 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Keine 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Die Gebührenkalkulation 2021 sieht Gesamtausgaben in Höhe von 9.954.490 Euro vor. Die 
zu erwartenden Einnahmen liegen bei 1.887.940 Euro. Die Differenz in Höhe von  
8.066.550 Euro ist über Gebühren zu decken. 

Zur Begründung der Ansätze wird auf den Wirtschaftsplan 2021 verwiesen. 

 

Festlegung des kalkulatorischen Zinssatzes 

Neben dem prognostizierten tatsächlichen Zinsaufwand in Höhe von 927.880 Euro sind 
zusätzlich kalkulatorische Zinsen in Höhe von 307.970 Euro einzustellen.  

Rechtsgrundlage hierfür ist § 14 Abs. 3 Kommunalabgabengesetz, wonach das 
betriebseigene Anlagekapital angemessen zu verzinsen ist.  

Der tatsächlich ermittelte durchschnittliche Fremdzinssatz liegt bei 1,98 % des 
Anlagevermögens. Nach Auffassung des Innenministeriums und der 
Gemeindeprüfungsanstalt gilt ein kalkulatorischer Zinssatz bis zu 0,5 % über dem 
tatsächlichen Zinssatz als angemessen. Der kalkulatorische Zinssatz wurde 
dementsprechend auf 2,48 % festgelegt.  

 

Grundlage für die Ermittlung der Gebührensätze 

Die Einnahmen und Ausgaben sind, auf Grundlage eines Urteils des VGH Baden-
Württemberg vom 11.03.2010, Az: 2 S 2938/08, getrennt nach den Kostenträgern 
Schmutzwasserbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung aufzuteilen.  

In denjenigen Fällen, in denen keine eindeutige Zuordnung der Kosten zu einem der 
Kostenträger möglich ist, erfolgt die Aufteilung nach dem Berechnungsmodell des 
Gemeindetags Baden-Württemberg (BWGZ 2011, S. 842 ff) nach der sog. kostenorientierten 
Methode. Das Berechnungsmodell ist von der Rechtsprechung allgemein anerkannt 
(Beschluss des VGH Baden-Württemberg vom 20.09.2010, Az.: 2 S 136/10). 

 

Ermittlung des Gebührensatzes für die Schmutzwasserbeseitigung 

Beim Kostenträger Schmutzwasserbeseitigung wurden Ausgaben von 7.105.740 Euro 
ermittelt. Demgegenüber stehen Einnahmen in Höhe von 1.143.940 Euro.  
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In die Kalkulation wurden Gebührenüberschüsse aus den Jahren 2017 und 2018 mit 
insgesamt 370.977,05 Euro eingestellt. 

Nach § 14 Abs. 2 Kommunalabgabengesetz sind Gebührenüberschüsse innerhalb von  
5 Jahren auszugleichen. Die Einstellung der Überschüsse verhindert gleichzeitig ein 
stärkeres Ansteigen des Gebührensatzes. 

Unter Berücksichtigung der Einnahmen und der Überschüsse liegen die über Gebühren zu 
deckenden Ausgaben bei 5.590.822,95 Euro. 

In der Kalkulation wird mit einer gebührenpflichtigen Schmutzwassermenge von 3.350.000 
m³ gerechnet. Dies entspricht dem Ergebnis aus der Abrechnung des 
Frischwasserverbrauchs der Stadtwerke Weinheim GmbH aus dem Jahr 2019, sowie der 
Einleitungen durch Selbstförderer (Industriebrunnen etc.).  

Auf Basis der veranschlagten Schmutzwassermenge, sowie der Einnahme- und 
Ausgabesituation, ergibt sich für das Jahr 2021 ein Gebührensatz von 1,67 € je Kubikmeter 
Schmutzwasser.  

Der Gebührensatz für Schmutzwasser steigt damit gegenüber 2020 um 12 Cent. Dies 
entspricht einer Steigerung um 7,74 %. Bei einem 4-Personen-Haushalt mit einem 
durchschnittlichen jährlichen Wasserverbrauch von 160 m³ lägen die zusätzlichen Kosten bei 
rund 19 Euro pro Jahr.  

 

Ermittlung des Gebührensatzes für die Niederschlagswasserbeseitigung 

Auf den Kostenträger Niederschlagswasserbeseitigung entfallen Ausgaben in Höhe von 
2.848.750 Euro. Die Einnahmen liegen bei 744.000 Euro. 

Berücksichtigt wurde hier eine restliche Gebührenunterdeckung aus dem Jahr 2016 mit 
43.551,55 Euro, sowie ein restlicher Überdeckung aus dem Jahr 2017 mit 8.164,25 Euro.  

Unter Berücksichtigung der Einnahmen und der Über- und Unterdeckung liegen die über 
Gebühren zu deckenden Ausgaben bei 2.140.137,30 Euro.  

Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr sind die bebauten und 
befestigten Flächen eines Grundstücks über die Niederschlagswasser in die öffentlichen 
Entwässerungsanlagen eingeleitet wird (versiegelte Flächen).  

Nach derzeitigem Auswertungsstand ergeben sich gebührenpflichtige Flächen von rund 
2.565.000 m². 

Auf Basis der zugrunde gelegten Flächen, sowie der Einnahme- und Ausgabesituation, ergibt 
sich für das Jahr 2021 ein Gebührensatz von 0,83 € je Quadratmeter versiegelter Fläche. 

Der Gebührensatz für Niederschlagswasser steigt damit gegenüber 2020 um 0,03 Euro je m² 
versiegelter Fläche. Dies entspricht einer Erhöhung um 3,75 %. Bei einem 
Einfamilienhausgrundstück mit einer durchschnittlichen versiegelten Fläche von 100 m² lägen 
die Mehrkosten bei 3 Euro pro Jahr. 

 
 

Alternativen: 

Keine 
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Finanzielle Auswirkung: 

Siehe Beratungsgegenstand 
 
 

Anlagen: 

Nummer:  Bezeichnung  

1 Gebührenkalkulation 2021 

2 Änderungssatzung 
  

 
 

Beschlussantrag: 

1. Die als Anlage 1 beigefügte Gebührenkalkulation für das Jahr 2021 wird festgestellt. 

2. Der kalkulatorische Zinssatz für 2021 wird auf 2,48 % festgesetzt. 

3. Die Gebühren für 2020 werden wie folgt festgesetzt: 
1,67 € je m³ Schmutzwasser 
0,83 € je m² versiegelte Fläche. 

 Evtl. Über- oder Unterdeckungen bei der Gebührenabrechnung gehen in die Kalkulation 
der Folgejahre ein. 

4. Der Gemeinderat beschließt die als Anlage 2 beigefügte Änderungssatzung. 

gezeichnet gezeichnet 

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner  
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister  
 
 



Anlage 1

Einnahmen
Euro Euro

Erlöse:
Verwaltungsgebühren 6.000,00
Starkverschmutzerzuschläge 50.000,00
Straßenentwässerungsanteil 1.341.740,00
Auflösung von Beiträgen 349.660,00
Auflösung von Zuschüssen 1.857.440,00 110.040,00

Sonstige Erträge:
Mieten/Pachten 11.500,00
Erstattungen/ Ersätze, etc. 30.500,00 19.000,00

Summe Einnahmen 1.887.940,00

Ausgaben

Materialaufwand:
Unterhaltung der Kanäle, Pumpwerke, etc. 480.000,00
Kanalreinigung 545.000,00 65.000,00

Bezogene Leistungen:
Verwaltungskostenbeiträge (Innere Verrechnungen) 659.390,00
Pensionsleistungen 70.000,00
Leistungen des Baubetriebshofes 280.000,00
Leistungen des Vermessungsamtes 23.000,00
Untersuchung d. Kanalnetzes n. d. Eigenkontrollverordnung 140.000,00
Kostenerstattung Stadtwerke 1.350.440,00 178.050,00

Betriebskostenumlagen an Abwasserverbände 3.251.000,00

Finanzkostenumlagen an Abwasserverbände 1.209.600,00

Abschreibungen 2.044.000,00

Sonst. betriebliche Aufwendungen:
Gebührenerstattungen 70.000,00
Grundstücksbewirtschaftung 145.300,00
Versicherungen 14.000,00
Geschäftsausgaben 39.300,00
Hard- und Softwarekosten für GIS 318.600,00 50.000,00

Zinsausgaben am Kreditmarkt 927.880,00

kalkulatorische Zinsen 307.970,00

Summe Ausgaben 9.954.490,00

Abwassergebührenkalkulation 2021
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Ermittlung der Gebührensätze

Ausgaben 9.954.490,00 7.105.740,00 2.848.750,00

Einnahmen 1.887.940,00 1.143.940,00 744.000,00

8.066.550,00 5.961.800,00 2.104.750,00

zzgl. Rest Gebührenunterdeckung 2016 43.551,55 43.551,55

abzgl. Anteil Gebührenüberdeckung 2017 -212.977,05 -212.977,05

abzgl. Anteil Gebührenüberdeckung 2018 -166.164,25 -158.000,00 -8.164,25

zu deckende Kosten 7.730.960,25 5.590.822,95 2.140.137,30

Maßstabseinheiten 3.350.000 m³ 2.565.000 m²

Gebührensatz 1,67 0,83

Gebühreneinnahmen 7.723.450,00 5.594.500,00 2.128.950,00

Über-/Unterdeckung -7.510,25 3.677,05 -11.187,30

gesamt Schmutzwasser Niederschlagswasser
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Anlage 2

Aufgrund von § 46 Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG),
§§ 4, 11 und 142 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2,
3, 17, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat
der Gemeinderat der Stadt Weinheim am 02. Dezember 2020 folgende

Satzung

zur Änderung der Satzung der Stadt Weinheim über die öffentliche Abwasser-
beseitigung vom 16. Dezember 2009 i. d. F. vom 04. Dezember 2019 beschlossen:

§ 1

§ 43 wird wie folgt geändert:

Höhe der Abwassergebühren

(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 41) beträgt je m³ Schmutzwasser 1,67 Euro.

(2) Die Niederschlagswassergebühr (§ 41a) beträgt je m² versiegelte Fläche 0,83 Euro.

(3) Die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 8 Abs. 3) beträgt je m³ Abwasser oder
Wasser 1,67 Euro.

§ 2

Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.

Weinheim, Just
Oberbürgermeister
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Eigenbetrieb Stadtentwässerung 159/20 

Geschäftszeichen: 

601 - Nu 

Beteiligte Ämter:   

Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 

Datum: 

29.10.2020 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Darlehensaufnahme für Investitionsmaßnahmen des Eigenbetriebs Stadtentwässerung 

Beschlussantrag: 

Die Verwaltung wird ermächtigt für den Eigenbetrieb Stadtentwässerung ein Darlehen in 
Höhe von 2.500.000 Euro aufzunehmen. Dabei ist das Angebot mit den günstigsten 
Konditionen zu berücksichtigen. Der Gemeinderat ist in der Sitzung unmittelbar nach der 
Darlehensaufnahme zu unterrichten. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Dezernat II  
1 x Amt 14 
1 x Amt 20 
1 x Amt 60 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Keine 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Die vorläufige Vermögensplanabrechnung für das Jahr 2019 ergibt eine Finanzierungs-
unterdeckung von rund 2,5 Mio. Euro. Diese Unterdeckung muss über Darlehen 
nachfinanziert werden. 

Im Wirtschaftsplan 2019 ist hierfür eine Kreditermächtigung in Höhe von 7.034.740 Euro 
veranschlagt. 

Aus dieser Kreditermächtigung wurden bereits 1,0 Mio. Euro in Anspruch genommen. Die 
verbleibende Kreditermächtigung in Höhe von 3.534.740 Euro wird nicht mehr benötigt. 

Die Kreditermächtigung für 2019 gilt weiter, bis der Wirtschaftsplan für 2021 erlassen ist.  

 
 

Alternativen: 

Keine 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Siehe Beratungsgegenstand 
 
 

Anlagen: 

Keine 
 
 

Beschlussantrag: 

Die Verwaltung wird ermächtigt für den Eigenbetrieb Stadtentwässerung ein Darlehen in 
Höhe von 2.500.000 Euro aufzunehmen. Dabei ist das Angebot mit den günstigsten 
Konditionen zu berücksichtigen. Der Gemeinderat ist in der Sitzung unmittelbar nach der 
Darlehensaufnahme zu unterrichten. 

gezeichnet gezeichnet 

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner  
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister  
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Vermessung, Bodenordnung und Geoinformation 147/20 

Geschäftszeichen: 

62 - me 

Beteiligte Ämter:   

Personal- und Organisationsamt 
Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 

Datum: 

30.10.2020 

 

  Vertraulich 
zu behandeln bis zur ersten öffentlichen 
Beratung in den Gremien des 
Gemeinderates 

 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Haushaltsstrukturkommission (Stand 
2018) 

N Vorberatung 18.11.2020 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Organisationsuntersuchung Amt für Vermessung, Bodenordnung und Geoinformation und 
Vorschlag für die künftige Ausrichtung des Amtes 

Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung noch in diesem Jahr bei der obersten 
Vermessungsbehörde nach § 10 VermG den Antrag auf Rückgabe der Aufgaben einer 
unteren Vermessungsbehörde zu stellen. Damit ist die Führung des 
Liegenschaftskatasters im Bereich der Stadt Weinheim spätestens bis zum 31.12.2022 
an das Vermessungsamt des Rhein-Neckar-Kreises zu übertragen. 

2. Der Gemeinderat stimmt der geplanten Neuorganisation des Amtes zu. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1x Amt 62 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Keine 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Beratungsgegenstand: 

Amt 62 ist seit vielen Jahren für die Bürgerinnen und Bürger und die Verwaltung als 
Dienstleister tätig.  

Bereits in der Vergangenheit hat das Amt regelmäßig Organisationsuntersuchungen 
durchlaufen, zuletzt 2012 durch die externen Berater der Firma arf.  

Das Amt hat bei allen Untersuchungen mit eigenen Vorschlägen aktiv mitgewirkt und konnte 
in den letzten 15 Jahren durch Optimierung der Arbeitsabläufe und Nutzung neuer Techniken 
verbunden mit der konsequenten Modernisierung der Ausstattung eine Personalreduzierung 
von ca. 40% mit entsprechenden Kosteneinsparungen erreichen. Die gewohnte 
Leistungsfähigkeit konnte dabei trotzdem beibehalten werden. 

Im Folgenden soll erläutert werden, warum jetzt eine weitere Organisationsuntersuchung 
notwendig geworden ist und welche Folgen und Auswirkungen die daraus resultierenden 
Veränderungen haben. 

 

1. Ausgangslage: 

Zuerst soll ein Überblick über die jetzigen Aufgaben des Amtes und seine Struktur gegeben 
werden. 

Dazu sollen zunächst wichtige Begriffe erläutert werden. 

Liegenschaftskataster: 

Das Liegenschaftskataster stellt zusammen mit dem Grundbuch einen zentralen Bestandteil 
der Eigentumssicherung dar. Es ist nach § 2 Grundbuchordnung das amtliche Verzeichnis 
der Grundstücke und beinhaltet die Beschreibung und Darstellung aller Grundstücke und 
Gebäude nach ihrer Lage und räumlichen Abgrenzung in der Örtlichkeit. Die Führung des 
Liegenschaftskatasters ist deshalb eine hoheitliche Aufgabe, an die besondere gesetzliche 
Anforderungen gestellt werden. Das Liegenschaftskataster wird von den unteren 
Vermessungsbehörden geführt. Es dient auch als Grundlage für alle anderen 
raumbezogenen Daten.  

Liegenschaftsvermessung: 

Liegenschaftsvermessungen sind ebenfalls hoheitliche Tätigkeiten. Sie dienen zur Änderung 
des Liegenschaftskataster. Dazu gehören z.B. Flurstücksteilungen und –vereinigungen, 
Grenzfeststellungen und Gebäudeaufnahmen. Liegenschaftsvermessungen dürfen nur von 
den unteren Vermessungsbehörden und den öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren  
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durchgeführt werden, wobei seit 2011 im Vermessungsgesetz geregelt ist, dass die unteren 
Vermessungsbehörden hauptsächlich für die eigenen Vermessungen der Städte und Kreise 
und die öffentlich bestellten Vermessungsingenieure für die Vermessungen von 
Privateigentümern zuständig sind. 

Ingenieurvermessung: 

Ingenieurvermessungen sind keine hoheitlichen Tätigkeiten. Sie umfassen alle 
Bauvermessungen von Lageplänen zum Baugesuch, Absteckungen und topographischen 
Bestandsaufnahmen bis zu Massenberechnungen, Höhenaufnahmen und 
Deformationsmessungen. Ingenieurvermessungen können außer von den bereits genannten 
unteren Vermessungsbehörden und öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren auch von 
allen anderen Vermessungsbüros erledigt werden. 

Baulandumlegung: 

Eine Baulandumlegung ist ein gesetzlich geregeltes förmliches Bodenordnungsverfahren 
hauptsächlich zur Umsetzung von Bebauungsplänen. Bei einer Umlegung werden 
Grundstücke geschaffen, die nach Lage, Form und Größe für eine bauliche oder sonstige 
Nutzung geeignet sind. Baulandumlegungen dürfen nur von unteren Vermessungsbehörden 
und öffentlich bestellen Vermessungsingenieuren durchgeführt werden. 

Geoinformationssystem: 

Geoinformationssysteme dienen der Erfassung, Speicherung, Darstellung und Analyse 
raumbezogener Daten. Gerade in den Kommunen haben ca. 80 % aller Entscheidungen 
einen Raumbezug. Daher sind Geoinformationssysteme mittlerweile bei vielen Städten und 
Gemeinden im Einsatz, um Fachdaten zu verwalten und miteinander in Beziehung zu 
bringen. Gemeinsame Bezugsgrundlage sind die Daten des Liegenschaftskatasters. 

Gutachterausschuss: 

Gutachterausschüsse sind selbstständige und unabhängige Kollegialorgane zur Erfüllung der 
in §193 BauGB festgelegten Aufgaben, also der Führung der Kaufpreissammlung, der 
Ermittlung von Bodenrichtwerten und sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten 
sowie der Erstattung von Verkehrswertgutachten. Die Regelung der Einzelheiten wo und wie 
die Gutachterausschüsse gebildet werden, ist Sache der Bundesländer. So schwankt auch 
ihre Anzahl sehr stark von einem Ausschuss für ein ganzes Bundesland (Sachsen-Anhalt) 
bis zu knapp 900 Ausschüssen bei den Gemeinden (Baden-Württemberg). Gerade hier wird 
aktuell angestrebt, durch Zusammenschlüsse von Gutachterausschüssen größere Einheiten 
zu bilden und die gesetzeskonforme Aufgabenerfüllung zu verbessern. Auch Weinheim wird 
2021 mit 12 Nachbargemeinden einen gemeinsamen Gutachterausschuss bilden, dessen 
Geschäftsstelle in Weinheim angesiedelt sein wird. 

Die Aufgaben des Amtes sind im Produktplan BW hauptsächlich in der Produktgruppe 51.11 
„Flächen- und grundstücksbezogene Daten und Grundlagen“ zusammengefasst. 
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Abbildung 1: Aktuelle Organisationsstruktur 

 

Abteilung Vermessung: 

Diese gliedert sich in die Bereiche Kataster und Ingenieurvermessung. 

Kataster: 

Der Bereich Kataster umfasst die Führung des Liegenschaftskatasters und die 
Liegenschaftsvermessung. Die Stadt Weinheim ist untere Vermessungsbehörde und als 
solche für das Liegenschaftskataster im Gemeindegebiet zuständig. Weitere Erläuterungen 
dazu werden im Abschnitt 3 gegeben. 

Ingenieurvermessung: 

Hier werden alle ingenieurtechnischen Vermessungsleistungen wie Lagepläne, 
Absteckungen und topographische Bestandsaufnahmen für die städtischen Ämter, aber auch 
für private Bauherren und Architekten erledigt. 
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Abteilung Bodenordnung: 

Hauptaufgabe ist die Betreuung der Umlegungsverfahren als Geschäftsstelle des 
Umlegungsausschusses. Dazu gehören z.B. die Erstellung des Bestandsverzeichnisses mit 
Karte, die Anhörungs- und Erörterungsgespräche mit den Eigentümern, die Erstellung des 
Umlegungsverzeichnisses mit Karte und die entsprechenden Beschlussvorlagen für den 
Umlegungsausschuss. 

Abteilung Geoinformation: 

Die Abteilung betreut das städtische Geoinformationssystem mit seinen ca. 140 
Bearbeitungs- und Auskunftsplätzen und ca. 20 Fachanwendungen, sowie das Geoportal 
und den Stadtplan. 

Geschäftsstelle des Gutachterausschusses: 

Die wichtigsten gesetzlichen Aufgaben der Geschäftsstelle sind die Führung und Auswertung 
der Kaufpreissammlung und die Erstattung von Verkehrswertgutachten. Wie vertraglich mit 
den Nachbargemeinden vereinbart, wird die Geschäftsstelle ab 2021 für den gemeinsamen 
Gutachterausschuss „Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis“ zuständig sein. 

Sonstige Aufgaben: 

Diese stellen zwar nur einen relativ kleinen Teil des Amtes dar, sind aber doch von nicht 
unerheblicher Bedeutung. Auskünfte aus dem Baulastenverzeichnis sind für die Planung von 
Bauvorhaben unerlässlich, aber vor allem die Grundbucheinsichtsstelle erbringt wichtige 
Leistungen für die Bürgerinnen und Bürger der Stadt, nachdem es durch die Reform des 
Grundbuchwesens und der damit einhergehenden Zusammenlegung der örtlichen 
Grundbuchämter an einigen wenigen Standorten im Land zu einer spürbaren 
Verschlechterung der Servicesituation gekommen ist. 

 

2. Auslöser für die Organisationsuntersuchung: 

Angesichts der vorhandenen Altersstruktur ist vorhersehbar, dass es in den nächsten Jahren 
zu einem vermehrten Ausscheiden von Mitarbeitern in den Ruhestand kommen wird. Nicht 
ohne weiteres vorhersehbar war allerdings, dass sich dieser Zeitraum durch persönliche 
Veränderungen bei den betroffenen Mitarbeitern relativ kurzfristig auf die kommenden knapp 
2 Jahre reduzieren wird. 

Konkret geht praktisch das gesamte Personal im Bereich des Liegenschaftskatasters (2 
Vermessungstechniker, 2 Vermessungsingenieure) in diesem Zeitraum in Ruhestand. 

Gleichzeitig muss die Geschäftsstelle des gemeinsamen Gutachterausschusses personell 
verstärkt werden, um ihre gesetzlichen Aufgaben erfüllen zu können. 

Das alles stellt das Amt auch angesichts des herrschenden Fachkräftemangels im 
technischen Bereich vor große Herausforderungen, bietet aber gleichzeitig die Chance, 
durch grundsätzliche Überlegungen zur künftigen Ausrichtung, das Amt zukunftssicher neu 
aufzustellen. 
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Bedingt durch den beschriebenen Personalabgang muss insbesondere der Bereich des 
Liegenschaftskatasters betrachtet werden. Im Folgenden werden dazu die gesetzlichen 
Grundlagen, die Situation auf dem Arbeitsmarkt und die Möglichkeit von 
Aufgabenreduzierungen beleuchtet. 

 

3. Besonderheit untere Vermessungsbehörde: 

Die Führung des Liegenschaftskatasters ist von jeher Ländersache und hat sich historisch 
entsprechend unterschiedlich entwickelt. 

Aufbau der Vermessungsverwaltung in Baden-Württemberg: 

 

Abbildung 2: Aufbau der Vermessungsverwaltung in Baden-Württemberg 

 

Eine Besonderheit bei den unteren Vermessungsbehörden sind die 13 Großen Kreisstädte, 
die diese Aufgabe freiwillig nach § 10 Vermessungsgesetz (VermG) auf Antrag als 
Pflichtaufgabe nach Weisung zur Erledigung übernommen haben, während den Land- und 
Stadtkreise diese Aufgabe nach § 7 VermG ohne Wahlmöglichkeit zugewiesen wird. 

Daraus folgt, dass die Großen Kreisstädte, wenn sie die Aufgabe übernommen haben, unter 
der Fachaufsicht des LGL stehen und sich bei der Führung des Liegenschaftskatasters an 
die gesetzlichen Vorgaben halten müssen. Andererseits können sie anders als die Land- und 
Stadtkreise die Aufgabe auch wieder zurückgeben. Im VermG ist geregelt, dass dies nach 
Antragstellung spätestens mit Ablauf des übernächsten Kalenderjahres erfolgen muss. 
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Dem Aufwand für die Führung und Bereitstellung des Liegenschaftskatasters stehen 
Gebühreneinnahmen entgegen, die anteilig für jede durchgeführte Liegenschaftsvermessung 
erhoben werden, also auch für diejenigen, die von öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieuren erledigt werden. 

Die Führung des Liegenschaftskatasters selbst in der Hand zu haben und damit immer auch 
auf hochaktuelle Daten zugreifen zu können, ist ein unbestreitbarer Vorteil. Allerdings wurden 
in den letzten Jahren immer mehr Aufgaben auf die unteren Vermessungsbehörden 
übertragen, die mit den Gebühreneinnahmen für die Fortführung des Liegenschaftskatasters 
nicht gedeckt werden können. 

Eine rein monetäre Bewertung aller Vor- und Nachteile ist allerdings sehr schwierig. Die 
örtlichen Gegebenheiten sind meist historisch gewachsen. So wurden die Aufgaben einer 
unteren Vermessungsbehörde von der Stadt Weinheim bereits im Jahr 1957 übernommen. 

 

4. Prüfung der Rückgabe des Liegenschaftskatasters: 

Auch in den zurückliegenden Organisationsuntersuchungen wurde regelmäßig geprüft, ob 
die Übernahme der Aufgaben einer unteren Vermessungsbehörde noch sinnvoll ist oder ob 
ein Antrag auf Rückgabe gestellt werden soll. Alle Untersuchungen kamen bisher zu dem 
Ergebnis, dass die Stadt Weinheim weiterhin die Aufgaben einer unteren 
Vermessungsbehörde wahrnehmen soll. 

Dabei stand jeweils die wirtschaftliche Betrachtung im Vordergrund, während die jetzige 
Prüfung durch die personelle Situation ausgelöst wird. 

Wie bereits beschrieben ist die Führung des Liegenschaftskatasters eine hoheitliche 
Aufgabe, an die besondere gesetzliche Anforderungen gestellt werden. Das gilt auch für die 
Qualifikation des Personals. Dazu gehört, dass zwingend vorgeschrieben ist, dass für 
bestimmte wichtige Tätigkeiten die Befähigung zum vermessungstechnischen 
Verwaltungsdienst in den verschiedenen Beamtenlaufbahnen (mittlerer, gehobener und 
höherer Dienst) erforderlich ist. Je nach Laufbahn bedeutet das eine 1 bis 2 jährige 
zusätzliche Ausbildung (Vorbereitungsdienst), die nach der Lehre oder dem Studium beim 
LGL durchlaufen werden muss. 

Bisher konnten alle Anforderungen an diese Qualifikation durch das vorhandene Personal 
erfüllt werden. Allerdings werden wie bereits erwähnt praktisch alle Mitarbeiter in diesem 
Bereich in den nächsten knapp 2 Jahren in Ruhestand gehen. 

Das bedeutet, dass insgesamt 4 Mitarbeiter (2 Vermessungstechniker, 2 
Vermessungsingenieure) an praktisch allen Schlüsselpositionen ersetzt werden müssten. 

Sowohl bei den Vermessungstechnikern als auch bei den Ingenieuren gibt es bereits seit 
Jahren einen erheblichen Nachwuchsbedarf, der nicht gedeckt werden kann, was zu einem 
massiven Fachkräftemangel geführt hat. 

Dieser tritt im Bereich des Liegenschaftskatasters durch die beschriebenen zusätzlich 
erforderlichen Qualifikationen noch einmal verschärft auf, da immer weniger 
Nachwuchskräfte bereit sind, den zusätzlichen Vorbereitungsdienst zu absolvieren. 

Nach Berechnungen des LGL besteht z.B. im gehobenen Dienst (Vermessungsingenieure 
mit Bachelorabschluss) in der gesamten Vermessungsverwaltung ein jährlicher Bedarf von 
40 - 50 Stellen. Über die Absolventen des Vorbereitungsdienstes kann aber gerade einmal 
die Hälfte davon gedeckt werden. 
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Die Situation wird noch dadurch erschwert, dass bedingt durch den Altersaufbau in der 
gesamten Vermessungsverwaltung der Bedarf an Personal in den letzten Jahren gestiegen 
ist und auch in den nächsten Jahren hoch bleiben wird. 

Seine Randlage im Land und die direkt benachbarten großen Vermessungsbehörden in 
Mannheim und Heidelberg, machen die Gewinnung von geeignetem Personal für die Stadt 
Weinheim darüber hinaus noch einmal schwerer. 

Unabhängig von der detaillierten Betrachtung aller Vor- und Nachteile einer unteren 
Vermessungsbehörde ist also die entscheidende Frage, ob die Stadt Weinheim in der Lage 
wäre, das ausscheidende Personal in der erforderlichen Anzahl und Qualifikation zu 
ersetzen. 

Die Stellenausschreibungen der letzten Jahre haben bezüglich der Menge und Qualität der 
Bewerbungen gezeigt, dass dies sehr unwahrscheinlich ist. 

Der Fachkräftemangel verstärkt auch landesweit die Bestrebungen, die Anzahl der unteren 
Vermessungsbehörden z.B. durch Zusammenlegung von Dienststellen auch auf Kreisebene 
zu reduzieren. 

Schon seit einigen Jahren ist darüber hinaus zu beobachten, dass immer mehr nicht über 
Gebühren abgedeckte Verwaltungsarbeiten auf die unteren Vermessungsbehörden 
übertragen werden. Hier ist aktuell unter anderem die Digitalisierung der Katasterakten zu 
erwähnen, die eine Zentralisierung der Vermessungsunterlagen ermöglichen soll. 
Gleichzeitig wurde im VermG geregelt, dass die Position der öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure bei der Erledigung der Liegenschaftsvermessungen gestärkt wird, 
was sich negativ auf die Einnahmesituation der unteren Vermessungsbehörden auswirkt. 

Auch vor diesem Hintergrund ist die Weiterführung des Liegenschaftskatasters in Weinheim 
kritisch zu hinterfragen. 

Unter Würdigung aller Aspekte, allen voran der Fachkräftemangel, erscheint es sinnvoll, den 
Antrag auf Rückgabe des Liegenschaftskatasters noch in diesem Jahr beim Land zu stellen. 
Laut § 10 Vermessungsgesetz wäre die Rückgabe dann bis spätestens 31.12.2022 
abzuschließen.  

Die Erfahrung aus früheren Fällen bei anderen Städten zeigt, dass davon auszugehen ist, 
dass diese gesetzlich vorgeschriebene Übergangsfrist auch ausgeschöpft werden muss, weil 
noch bestimmte Restarbeiten zu erledigen sind und die Übergabe gerade auch der Daten 
und Unterlagen an das dann zuständige Vermessungsamt des Rhein-Neckar-Kreises eine 
gewisse Vorbereitungszeit benötigt. 

Eine Ablehnung des Antrags auf Rückgabe sieht das Vermessungsgesetz im Übrigen nicht 
vor. 
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5. Auswirkungen der Rückgabe des Liegenschaftskatasters: 

Mit der Rückgabe des Liegenschaftskatasters können bestimmte Dienstleistungen nicht mehr 
erbracht werden. Die für Weinheim zuständige Vermessungsbehörde wird dann das 
Kreisvermessungsamt in Sinsheim.  

 

Wichtige Fragen zu den Auswirkungen sollen nachfolgend beantwortet werden. 

Müssen die Bürgerinnen und Bürger für Fragen zum Liegenschaftskataster weitere Wege 
und damit eine Serviceverlust in Kauf nehmen? 

Das Kreisvermessungsamt hat zwar seinen Sitz in Sinsheim, allerdings werden die Aufträge 
im Katasterbereich nicht erst Corona bedingt, sondern schon seit einigen Jahren immer 
stärker auf digitalem Weg erledigt. So wurden z.B. 2019 von den insgesamt ca. 500 
Aufträgen 95 % digital abgearbeitet, also ohne persönliches Erscheinen der Kunden. Dies 
wird in Zukunft auch beim Kreisvermessungsamt möglich sein, so dass hier kein 
nennenswerter Serviceverlust zu erwarten ist. Darüber hinaus ist es durchaus denkbar, dass 
Kunden weiterhin bei Amt 62 vorstellig werden und dann der Kontakt zu den Kollegen im 
Kreisvermessungsamt hergestellt wird. 
 

Wie wirkt sich die Rückgabe auf die anderen Dienstleistungen des Amtes aus? 

Alle anderen Dienstleistungen des Amtes können in gewohnter Qualität weiterhin angeboten 
werden. Dazu gehören die Ingenieurvermessung und hier insbesondere die Lagepläne zum 
Baugesuch, die gerade auch von vielen Architekten nachgefragt werden. Der kurze Weg zum 
Amt für Baurecht und Denkmalschutz bleibt erhalten. 

Auch die Datenbereitstellung für Architekten und Ingenieurbüros kann wie gewohnt 
angeboten werden. Dazu werden die Daten des Liegenschaftskatasters beim 
Kreisvermessungsamt abgerufen, aufbereitet und bereitgestellt. 

Die Grundbucheinsichtstelle und die Auskünfte aus dem Baulastenverzeichnis können 
ebenfalls in gewohnter Weise in Anspruch genommen werden. 

Der Bereich Geoinformation und die Geschäftsstelle des Gutachterausschusses werden 
auch nicht beeinträchtigt. 
 

Entsteht ein Mehraufwand für die Bereitstellung der Daten des Liegenschaftskataster für das 
Geoinformationssystem und die anderen Ämter? 

Der direkte Zugriff auf die Daten entfällt. Diese müssen dann aus der zentralen Datenbank 
beim LGL abgerufen und bereitgestellt werden. Das ist mit jährlichen Kosten für die 
Beschaffung der Daten im niedrigen fünfstelligen Bereich und einem gewissen 
Arbeitsaufwand verbunden. Insgesamt muss mit einem Bedarf von ca. 0,3 Stellen gerechnet 
werden, um die Daten in das Geoinformationssystem einzupflegen, ggf. zu aktualisieren und 
bereitzustellen. 
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Wer erledigt in Zukunft die Liegenschaftsvermessungen für die Stadt und entstehen dadurch 
finanzielle Nachteile? 

In § 8 des Vermessungsgesetzes ist festgelegt, dass Liegenschaftsvermessungen 
hauptsächlich von den öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren durchzuführen sind. Da 
auch diese an die landeseinheitlichen Gebührensätze gebunden sind, entstehen bei einer 
Beauftragung bezüglich der Gebührenhöhe keine finanziellen Nachteile. Allerdings ist 
momentan die Erledigung der städtischen Liegenschaftsvermessungen durch das 
Vermessungsamt von der Umsatzsteuer befreit. Hier ist künftig mit durchschnittlichen 
jährlichen Mehrkosten im niedrigen fünfstelligen Bereich zu rechnen. 
 

Was bedeutet die Rückgabe organisatorisch? 

Der Wegfall des Liegenschaftskatasters und der Liegenschaftsvermessung macht eine 
Neuorganisation des Amtes notwendig. Diese wird im Abschnitt 6 näher beschrieben. 

Insgesamt kann festgehalten werden, dass durch die überwiegend digitale Erledigung der 
Aufträge im Liegenschaftskataster und die Aufrechterhaltung der sonstigen 
Dienstleistungspalette die Servicequalität weitgehend erhalten werden kann. Der personelle 
und finanzielle Mehraufwand kann durch Einsparungen an anderer Stelle kompensiert 
werden (siehe Abschnitt 7). 
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6. Neuorganisation des Amtes: 

Im Falle der Entscheidung des Gemeinderats für die Rückgabe des Liegenschaftskatasters 
obliegt es der Verwaltung, diese organisatorisch umzusetzen. 

Die Verwaltung hat bereits konkrete Überlegungen angestellt, wie die Veränderungen der 
Amtsstruktur aussehen könnten. Diese sollen nachfolgend vorgestellt werden. 

 

 

Abbildung 3: Geplante Organisationsstruktur ab 2023 

 

Abteilung Vermessung und Bodenordnung: 

Auch nach der Abgabe des Liegenschaftskatasters bleibt eine leistungsfähige 
Vermessungsabteilung erhalten. Sie soll weiterhin alle bisherigen Dienstleistungen im 
Bereich der Ingenieurvermessung für die städtischen Ämter, aber auch Private wie z.B. 
Architekten erbringen.  

Darüber hinaus soll sie als zentrale Stelle für die Beauftragung von Vermessungsleistungen 
an Ingenieurbüros und die Übernahme der Ergebnisse in die Datenbestände des 
Geoinformationssystems zuständig sein, sowie die Daten des Liegenschaftskatasters 
beschaffen, einpflegen und ggf. aktualisieren. 
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Zusätzlich soll die Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses betreut werden. Künftig 
werden Umlegungen in Kooperation mit öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren 
durchgeführt. Die Aufgabe der Geschäftsstelle liegt im Wesentlichen in der Begleitung des 
Verfahrens. 

Abteilung Geoinformation: 

Ihre Aufgaben bleiben gleich. Grundsätzlich muss die Abteilung aber personell verstärkt 
werden, damit sie in die Lage versetzt werden kann, die städtischen Ämter noch besser bei 
der Einrichtung neuer Fachverfahren und der zugehörigen Datenerhebung und –pflege zu 
unterstützen. Gerade die Datenpflege ist für den Erhalt des Nutzens der Daten von großer 
Bedeutung. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass es von Vorteil ist, wenn die einzelnen Ämter 
dabei zentral durch besonders geschultes Personal unterstützt werden.  

Geschäftsstelle des gemeinsamen Gutachterausschusses: 

Wie bereits erwähnt muss die Geschäftsstelle für die gesetzeskonforme Erledigung ihrer 
Aufgaben personell aufgestockt werden. Dies ist gerade für die Führung der 
Kaufpreissammlung notwendig, da sich die Anzahl der zu bearbeitenden Kaufverträge mit 
dem Beitritt der 12 Nachbargemeinden ca. verdreifachen wird.  

Sonstige Aufgaben: 

Das Baulastenverzeichnis und vor allem die Grundbucheinsichtsstelle werden den 
Bürgerinnen und Bürgern in bewährter Weise weiterhin zur Verfügung stehen. 

 

7. Kostenbetrachtung: 

Neben den notwendigen organisatorischen Änderungen müssen natürlich auch die 
finanziellen Auswirkungen untersucht werden. 

Dazu wurden die Kosten und Einnahmen der letzten Jahre detailliert betrachtet und die 
Ergebnisse auch für die Prognose der Zahlen für die neue Amtsstruktur verwendet. 

Durch die geplante Rückgabe des Liegenschaftskatasters fallen zwar Stellen weg, allerdings 
müssen im Zuge der personellen Verstärkung der Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses und der notwendigen Stärkung der Geoinformation wieder Stellen 
aufgebaut werden. Unter dem Strich wird der Personalbestand aber doch um ca. 1 Stelle 
kleiner (Reduzierung von 12,17 auf 11,28 Vollzeitäquivalente). 

Insgesamt wird auf Grundlage der vorliegenden Zahlen mit Kosteneinsparungen von ca. 
140.000 € pro Jahr gerechnet. Das liegt einerseits an der leichten Reduzierung des 
Personalbestands, aber vor allem auch daran, dass es zu einer Personalverlagerung in die 
Geschäftsstelle des Gutachterausschusses kommt und hier die Kostenerstattungen der 
anderen 12 am gemeinsamen Gutachterausschuss beteiligten Gemeinden angerechnet 
werden können. 
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8. Fazit: 

Die Altersabgänge im Bereich Liegenschaftskataster und der zeitgleiche personelle Aufbau 
der Geschäftsstelle des gemeinsamen Gutachterausschusses machen es erforderlich, 
grundsätzliche Überlegungen über die Struktur des Amtes anzustellen.  

Gerade auch der im Vermessungswesen herrschende Fachkräftemangel lässt es 
aussichtslos erscheinen, dass genügend geeignetes Personal für die Beibehaltung des 
Liegenschaftskatasters und die Führung einer unteren Vermessungsbehörde gefunden 
werden kann. 

Andererseits eröffnet sich dadurch die Chance, die Rückgabe des Liegenschaftskatasters 
personalverträglich und vor allem geordnet zu vollziehen, gerade auch vor dem Hintergrund 
der vom Land vorangetriebenen Zentralisierungsbestrebungen und der damit immer 
ungewisseren Zukunft der kleineren unteren Vermessungsbehörden. 

Mit der vorgeschlagenen Umstrukturierung des Amtes können folgende Ziele erreicht 
werden: 

 Beibehaltung einer leistungsfähigen Vermessungsabteilung als Dienstleister für die Stadt 
und auch Private trotz Personalreduzierung 

 Stärkung des Bereichs Geoinformation, um die Betreuung des städtischen GIS und der 
Geodaten für die anderen Ämter zu verbessern 

 Notwendige personelle Verstärkung der Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses 

 Kosteneinsparungen sowie Reduktion der Stellenanzahl trotz des Personalaufbaus in 
den genannten Bereichen 

 Kein zusätzlicher Platzbedarf für den Aufbau der Geschäftsstelle des 
Gutachterausschusses durch die Personalreduzierung im Vermessungsbereich. 

 

9. Umsetzung der Organisationsveränderungen: 

Von Juni bis September 2020 wurde das vorgestellte Umstrukturierungskonzept durch Amt 
62 erarbeitet. Dabei wurden auch bereits die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einbezogen 
und Anregungen in das Konzept übernommen. Durch diese frühzeitige Beteiligung wurde 
Transparenz und Akzeptanz hergestellt und damit der Grundstein für eine erfolgreiche 
Umsetzung gelegt. 

Als Ergebnis wurde der Verwaltungsspitze (Oberbürgermeister, Erster Bürgermeister) im 
September ein ausführliches Papier überreicht, das auch schon detaillierte Angaben zur 
Umsetzung vor allem auch bezüglich der einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter enthält. 

Im Oktober fanden sowohl Gespräche mit der Verwaltungsspitze als auch mit dem 
Personalamt statt. Als Ergebnis wurde beschlossen, dem Gemeinderat die Rückgabe des 
Liegenschaftskatasters und die Neuorganisation des Amtes wie vorgeschlagen zu 
empfehlen. 

Die Zustimmung des Gemeinderats in der Sitzung am 02.12.2020 vorausgesetzt, soll zeitnah 
der Antrag auf Rückgabe des Liegenschaftskatasters bei der obersten Vermessungsbehörde 
gestellt werden. Damit ist der Abgabetermin gesetzlich auf spätestens 31.12.2022 
festgeschrieben. Das wäre wichtig, damit der Prozess noch möglichst lange vom 
ausscheidenden Personal begleitet werden kann. 
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Nach Antragstellung sind zeitnah erste Gespräche mit dem LGL als obere 
Vermessungsbehörde und dem Kreisvermessungsamt als übernehmende Behörde zu 
führen. In den Gesprächen werden der konkrete Zeitplan für die Rückgabe und der Umfang 
von noch durchzuführenden Restarbeiten festgelegt. 

2021 soll dann mit der schrittweisen Umsetzung der Neuorganisation begonnen werden. 
Diese soll bis zur Abgabe des Liegenschaftskatasters abgeschlossen sein, so dass das Amt 
ab 2023 seine neue Struktur hat. 

 
 

Alternativen: 

Der Gemeinderat beschließt die Beibehaltung der Aufgaben einer unteren 
Vermessungsbehörde. In diesem Fall muss die Verwaltung versuchen, geeignetes Personal 
für den Weiterbetrieb zu finden.  

Falls dies nicht gelingt, ist davon auszugehen, dass die obere Vermessungsbehörde nach 
Ausscheiden des jetzigen Personals der Stadt Weinheim die Aufgaben der unteren 
Vermessungsbehörde aufgrund fehlender fachlicher Voraussetzungen entzieht und es somit 
zu einer ungeordneten Rückgabe kommt. 

Falls wider Erwarten doch genügend geeignetes Personal gefunden werden kann, ist ein 
Weiterbetrieb der unteren Vermessungsbehörde möglich. Allerdings können dann die 
prognostizierten Einsparungen in Höhe von ca. 140.000 € nicht realisiert werden. 
 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Durch die Rückgabe der Aufgaben einer unteren Vermessungsbehörde und der 
vorgeschlagenen Neustrukturierung des Amtes können jährliche Einsparungen von ca. 
140.000 € erzielt werden. 
 
 

Anlagen: 

Keine 
 
 

Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung noch in diesem Jahr bei der obersten 
Vermessungsbehörde nach § 10 VermG den Antrag auf Rückgabe der Aufgaben einer 
unteren Vermessungsbehörde zu stellen. Damit ist die Führung des 
Liegenschaftskatasters im Bereich der Stadt Weinheim spätestens bis zum 31.12.2022 
an das Vermessungsamt des Rhein-Neckar-Kreises zu übertragen. 

2. Der Gemeinderat stimmt der geplanten Neuorganisation des Amtes zu. 

gezeichnet gezeichnet 

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner  
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister  
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Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Vermessung, Bodenordnung und Geoinformation 160/20 

Geschäftszeichen: 

62 - me 

Beteiligte Ämter:   

 

Datum: 

17.11.2020 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Bestellung der Mitglieder des gemeinsamen Gutachterausschusses Nördlicher Rhein-
Neckar-Kreis nach § 2 Gutachterausschussverordnung Baden-Württemberg 

Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat bestellt für die kommende Amtszeit (vom 01.01.2021 bis 31.12.2024) 
des Gemeinsamen Gutachterausschusses Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis als 
Vorsitzenden: 
 
Matthias Meske 

2. Der Gemeinderat bestellt für die kommende Amtszeit (vom 01.01.2021 bis 31.12.2024) 
des Gemeinsamen Gutachterausschusses Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis als 
ehrenamtliche Gutachter und stellvertretende Vorsitzende: 
 
1. Karl Beckenbach 
2. Alfred Burkhardt 
3. Dr. Josef Doll 
4. Volker Guggolz 
5. Klaus Helfmann 
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6. Bernd Kopp 
7. Hans H. Kuhn 
8. Martina Nagora 
9. Dr. Wolfgang Naumer 
10. Carsten Steinle 
11. Jörg Werner 
12. Bernhard Willwert 
13. Hans-Peter Wolf 
 

3. Der Gemeinderat bestellt für die kommende Amtszeit (vom 01.01.2021 bis 31.12.2024) 
des Gemeinsamen Gutachterausschusses Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis als weitere 
ehrenamtliche Gutachter: 

 für die beteiligten Gemeinden: 
1. German Braun 
2. Peter Diemer 
3. Kathleen Ditter 
4. Andrea Draxler 
5. Alexander Ehret 
6. Hans-Peter Elfner 
7. Christian Frank 
8. Christian Fülbier 
9. Constantin Görtz 
10. Dr. Peter Günther 
11. Wilhelm Happes 
12. Jürgen Harbarth 
13. Max Hartmann 
14. Robert Hasenkopf-Konrad 
15. Ernst Ihrig 
16. Dana Jakob 
17. Lucas Juhl 
18. Joachim Kerzmann 
19. Stefanie Kohlert 
20. Dietlind Lembke-Blümmel 
21. Hans-Jochen Matenaer 
22. Helmut Medelsky 
23. Daniel Messelhäußer 
24. Norbert Morast 
25. Hans-Jürgen Moser 
26. Patrick Neff 
27. Alois Michael Nickel 
28. Jan Reibold 
29. Hermann Reidel 
30. Eugen Reinhard 
31. Andrea Reister 
32. Egon Ries 
33. Volker Schaaff 
34. Eberhard Schmitt 
35. Karl Schnell 
36. Klaus Schuhmann 
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37. Ulrich Schulz 
38. Achim Spether 
39. Peter Stumpf 
40. Oliver Teich 
41. Renate Tokur 
42. Andreas Trier 
43. Susanne Tröscher 
44. Peter Wahl 
45. Robert Weber 
46. Katarina Wulf 
 
für das Finanzamt Heidelberg: 
Susann Treiber und als Stellvertreter Sven Behle 

für das Finanzamt Mannheim-Neckarstadt: 
Joachim Horn und als Stellvertreter Markus Hasselbach 

für das Finanzamt Weinheim: 
Karin Heintz und als Stellvertreter Horst Kohl 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1x Amt 62 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Bildung eines gemeinsamen Gutachterausschusses 
mit Geschäftsstelle in Weinheim mit den benachbarten Gemeinden im nördlichen Rhein-
Neckar-Kreis, BV 117/19 

Benennung der Gutachter der Stadt Weinheim für den gemeinsamen Gutachterausschuss 
„Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis, BV 131/20“ 

 
 

Beratungsgegenstand: 

Gemäß § 192 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 1 der 
Gutachterausschussverordnung BW (GuAVO BW) werden zur Ermittlung von 
Grundstückswerten und für sonstige Wertermittlungen selbständige, unabhängige 
Gutachterausschüsse bei den Gemeinden gebildet. Innerhalb eines Landkreises können 
benachbarte Gemeinden die Aufgabe nach den Vorschriften der Gemeindeordnung und des 
Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit übertragen.  

Am 01.07.2020 trat die öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Bildung des gemeinsamen 
Gutachterausschusses „Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis“ in Kraft. Die Städte Hemsbach, 
Ladenburg, Schönau, Schriesheim und die Gemeinden Dossenheim, Heddesbach, 
Heddesheim, Heiligkreuzsteinach, Hirschberg an der Bergstraße, Ilvesheim, Laudenbach 
und Wilhelmsfeld übertragen die Erfüllung der in § 193 Baugesetzbuch geregelten Aufgaben 
des Gutachterausschusses auf die Stadt Weinheim. 

Nach § 2 GuAVO BW bestehen die Gutachterausschüsse aus einem Vorsitzenden und 
ehrenamtlichen weiteren Gutachtern. Ein Bediensteter der zuständigen Finanzbehörde mit 
Erfahrung in der steuerlichen Bewertung von Grundstücken sowie ein Stellvertreter sind 
ebenfalls als Gutachter vorzusehen. Der Vorsitzende und die ehrenamtlichen weiteren 
Gutachter werden von den Gemeinden auf vier Jahre bestellt. Für den Vorsitzenden sind ein 
oder mehrere Stellvertreter zu bestellen. 

Nach § 3 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung schlagen die beteiligten Kommunen nach 
Maßgabe von § 192 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Ermittlung von 
Grundstückswerten und sonstigen Wertermittlungen erfahrene Personen vor, die dann von 
der Stadt Weinheim zu ehrenamtlichen Gutachtern in den gemeinsamen 
Gutachterausschuss bestellt werden. Die Höchstzahl der von der jeweiligen beteiligten 
Gemeinde vorgeschlagenen Gutachter bestimmt sich nach folgendem Verteilerschlüssel: 
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Einwohnerzahl Höchstzahl der 
Gutachter 

         0 – 10.000 4 

10.000 – 20.000 5 

20.000 – 30.000 6 

30.000 – 40.000 7 

40.000 – 50.000 8 

 

Des Weiteren können die Beteiligten aus ihrem Kreis der vorgeschlagenen Gutachter jeweils 
einen stellvertretenden Vorsitzenden vorschlagen. 

Darüber hinaus ist in § 3 Abs. 5 der Vereinbarung festgelegt, dass nach Absprache der 
Beteiligten aus dem Kreis der stellvertretenden Vorsitzenden der Vorsitzende vorgeschlagen 
wird. 

Nach § 3 Abs. 4 übt der Leiter der Geschäftsstelle des Gemeinsamen Gutachterausschusses 
gleichzeitig das Amt eines weiteren stellvertretenden Vorsitzenden aus.  

Nach § 2 GuAVO BW sind für jeden Gutachterausschuss ein Bediensteter der zuständigen 
Finanzbehörde sowie ein Stellvertreter als ehrenamtliche Gutachter zu bestellen. Sie werden 
von der zuständigen Finanzbehörde vorgeschlagen. Für das Gebiet des gemeinsamen 
Gutachterausschusses „Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis“ sind die Finanzämter Heidelberg, 
Mannheim-Neckarstadt und Weinheim zuständig. 

Der Vorsitzende, die stellvertretenden Vorsitzenden und die weiteren Gutachter werden 
sodann vom Gemeinderat der Stadt Weinheim bestellt. Die Bestellzeit beträgt nach § 2 
GuAVO BW 4 Jahre. Wiederholte Bestellung ist zulässig. 

Die Amtszeit der Mitglieder der derzeitigen Gutachterausschüsse endet mit der Bildung des 
Gemeinsamen Gutachterausschusses, also mit Ablauf des 31.12.2020.  

Für den Zeitraum vom 01.01.2021 bis 31.12.2024 wird dem Gemeinderat der Stadt 
Weinheim vorgeschlagen, folgende Personen in den Gemeinsamen Gutachterausschuss zu 
bestellen: 

 

Vorsitzender des gemeinsamen Gutachterausschusses: 

Die beteiligten Gemeinden haben nach § 3 Abs. 5 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
abgesprochen, Herrn Matthias Meske, den bisherigen Vorsitzenden des Weinheimer 
Gutachterausschusses und Leiter des Amtes für Vermessung, Bodenordnung und 
Geoinformation als Vorsitzenden vorzuschlagen. 

 

Stellvertretende Vorsitzende und weitere ehrenamtliche Gutachter: 

Alle beteiligten Gemeinden haben von ihrem Vorschlagsrecht nach § 3 der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung Gebrauch gemacht. Die zulässige Höchstzahl wurde nicht immer 
ausgeschöpft. 

Die Vorschläge der beteiligten Gemeinden sind im Folgenden jeweils in alphabetischer 
Reihenfolge aufgelistet. Es ist auch vermerkt, wer stellvertretender Vorsitzender werden soll. 
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Aus Datenschutzgründen werden hier nur die Namen aufgelistet. Nähere Informationen zu 
den einzelnen Personen bezüglich der Adressen, der Kontaktdaten, der Überprüfung der 
Ausschlusskriterien nach § 192 Abs. 3 BauGB und der Erfahrung in der Wertermittlung 
wurden über einen Fragebogen (siehe Anlage 1) abgefragt und liegen der Geschäftsstelle 
des Gutachterausschusses vor.  

Darüber hinaus sind nach § 2 Abs. 2 GuAVO BW ein Bediensteter der zuständigen 
Finanzbehörde sowie ein Stellvertreter als ehrenamtliche Gutachter zu bestellen. Für den 
Zuständigkeitsbereich des gemeinsamen Gutachterausschusses sind die Finanzämter 
Heidelberg, Mannheim-Neckarstadt und Weinheim zuständig. 

Vorschläge der Gemeinden: 

Gemeinde     Vorname Nachname Funktion 

Dossenheim Herr   
Hans-
Jochen 

Matenaer Gutachter 

  Herr   Eugen Reinhard Gutachter 

  Frau   Renate Tokur Gutachterin 

  Herr   Peter Wahl Gutachter 

  Herr   Bernhard Willwert 
stellv. 
Vorsitzender 

Heddesbach Herr    Christian Frank Gutachter 

  Herr   Klaus Helfmann 
stellv. 
Vorsitzender 

  Frau   Stefanie Kohlert Gutachterin 

  Herr   Jan Reibold Gutachter 

Heddesheim Herr Dr. Josef Doll 
stellv. 
Vorsitzender 

  Herr Dr. Peter Günther Gutachter 

  Herr   Jürgen Harbarth Gutachter 

  Herr   Volker Schaaff Gutachter 

  Herr   Klaus Schuhmann Gutachter 

Heiligkreuzsteinach Herr   Karl Beckenbach 
stellv. 
Vorsitzender 

  Herr   Hans-Peter Elfner Gutachter 

  Herr   Peter Stumpf Gutachter 

  Herr   Oliver Teich Gutachter 

Hemsbach Herr   German Braun Gutachter 

  Herr   Max Hartmann Gutachter 

  Frau   Dietlind 
Lembke-
Blümmel 

Gutachterin 

  Herr   Hermann Reidel Gutachter 

  Herr   
Hans-
Peter 

Wolf 
stellv. 
Vorsitzender 

Hirschberg Herr   Bernd Kopp 
stellv. 
Vorsitzender 

  Herr   Karl Schnell Gutachter 

  Herr   Ulrich Schulz Gutachter 

  Herr   Achim Spether Gutachter 
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Ilvesheim Herr   Christian Fülbier Gutachter 

  Herr Dr. Wolfgang Naumer 
stellv. 
Vorsitzender 

  Herr   Egon Ries Gutachter 

  Herr   Andreas Trier Gutachter 

Ladenburg Herr   Peter Diemer Gutachter 

  Herr   Lucas Juhl Gutachter 

  Herr   Hans H. Kuhn 
stellv. 
Vorsitzender 

  Herr   Helmut Medelsky Gutachter 

Laudenbach Herr   Joachim Kerzmann Gutachter 

  Herr   
Hans-
Jürgen 

Moser Gutachter 

  Herr   
Alois 
Michael 

Nickel Gutachter 

  Herr   Jörg Werner 
stellv. 
Vorsitzender 

Schönau Frau   Kathleen Ditter Gutachterin 

  Herr   Wilhelm Happes Gutachter 

  Herr   Carsten Steinle 
stellv. 
Vorsitzender 

  Herr   Robert Weber Gutachter 

Schriesheim Herr   Alfred Burkhardt 
stellv. 
Vorsitzender 

  Frau   Andrea Draxler Gutachterin 

  Herr   Robert 
Hasenkopf-
Konrad 

Gutachter 

  Herr   Norbert Morast Gutachter 

Weinheim Herr   Constantin Görtz Gutachter 

  Herr   Ernst Ihrig Gutachter 

  Herr   Daniel Messelhäußer Gutachter 

  Herr   Patrick Neff Gutachter 

  Frau   Andrea Reister Gutachterin 

  Frau   Susanne Tröscher Gutachterin 

  Frau   Katarina Wulf Gutachterin 

Wilhelmsfeld Herr   Alexander Ehret Gutachter 

  Herr   Volker Guggolz 
stellv. 
Vorsitzender 

  Frau   Dana Jakob Gutachterin 

  Herr   Eberhard Schmitt Gutachter 
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Vorschläge der Finanzbehörden: 

Finanzamt Heidelberg Frau   Susann Treiber Finanzamtgutachterin 

Finanzamt Heidelberg Herr  Sven Behle Stellvertreter FA 

Finanzamt Mannheim-
Neckarstadt 

Herr   Joachim Horn Finanzamtgutachter 

Finanzamt Mannheim-
Neckarstadt 

Herr   Markus Hasselbach Stellvertreter FA 

Finanzamt Weinheim Frau   Karin Heintz Finanzamtgutachterin 

Finanzamt Weinheim Herr   Horst Kohl Stellvertreter FA 
 

Darüber hinaus wird nach § 3 Abs. 4 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung die Leiterin der 
Geschäftsstelle, Frau Martina Nagora, als weitere stellvertretende Vorsitzende 
vorgeschlagen.  

 
 

Alternativen: 

Keine 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Durch die reine Bestellung der Gutachter entstehen keine Kosten. Wenn die Gutachter im 
Ausschuss tätig werden (z.B. Teilnahme an Sitzungen oder Ortsterminen), erhalten sie dafür 
Entschädigung nach dem Justizvergütungs- und entschädigungsgesetz. In welcher 
Besetzung der Gutachterausschuss jeweils zusammentritt, bestimmt nach § 5 GuAVO BW 
der Vorsitzende. 
 
 

Anlagen: 

Nummer:  Bezeichnung  

1 Fragebogen Gutachter 
  

 
 

Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat bestellt für die kommende Amtszeit (vom 01.01.2021 bis 31.12.2024) 
des Gemeinsamen Gutachterausschusses Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis als 
Vorsitzenden: 
 
Matthias Meske 

2. Der Gemeinderat bestellt für die kommende Amtszeit (vom 01.01.2021 bis 31.12.2024) 
des Gemeinsamen Gutachterausschusses Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis als 
ehrenamtliche Gutachter und stellvertretende Vorsitzende: 
 
1. Karl Beckenbach 
2. Alfred Burkhardt 
3. Dr. Josef Doll 
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4. Volker Guggolz 
5. Klaus Helfmann 
6. Bernd Kopp 
7. Hans H. Kuhn 
8. Martina Nagora 
9. Dr. Wolfgang Naumer 
10. Carsten Steinle 
11. Jörg Werner 
12. Bernhard Willwert 
13. Hans-Peter Wolf 
 

3. Der Gemeinderat bestellt für die kommende Amtszeit (vom 01.01.2021 bis 31.12.2024) 
des Gemeinsamen Gutachterausschusses Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis als weitere 
ehrenamtliche Gutachter: 

 für die beteiligten Gemeinden: 
1. German Braun 
2. Peter Diemer 
3. Kathleen Ditter 
4. Andrea Draxler 
5. Alexander Ehret 
6. Hans-Peter Elfner 
7. Christian Frank 
8. Christian Fülbier 
9. Constantin Görtz 
10. Dr. Peter Günther 
11. Wilhelm Happes 
12. Jürgen Harbarth 
13. Max Hartmann 
14. Robert Hasenkopf-Konrad 
15. Ernst Ihrig 
16. Dana Jakob 
17. Lucas Juhl 
18. Joachim Kerzmann 
19. Stefanie Kohlert 
20. Dietlind Lembke-Blümmel 
21. Hans-Jochen Matenaer 
22. Helmut Medelsky 
23. Daniel Messelhäußer 
24. Norbert Morast 
25. Hans-Jürgen Moser 
26. Patrick Neff 
27. Alois Michael Nickel 
28. Jan Reibold 
29. Hermann Reidel 
30. Eugen Reinhard 
31. Andrea Reister 
32. Egon Ries 
33. Volker Schaaff 
34. Eberhard Schmitt 
 



Drucksache: Seite 10 von 10 

160/20 
00010031.doc 

35. Karl Schnell 
36. Klaus Schuhmann 
37. Ulrich Schulz 
38. Achim Spether 
39. Peter Stumpf 
40. Oliver Teich 
41. Renate Tokur 
42. Andreas Trier 
43. Susanne Tröscher 
44. Peter Wahl 
45. Robert Weber 
46. Katarina Wulf 
 
für das Finanzamt Heidelberg: 
Susann Treiber und als Stellvertreter Sven Behle 

für das Finanzamt Mannheim-Neckarstadt: 
Joachim Horn und als Stellvertreter Markus Hasselbach 

für das Finanzamt Weinheim: 
Karin Heintz und als Stellvertreter Horst Kohl 

gezeichnet gezeichnet 

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner  
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister  
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Vermessung, Bodenordnung und Geoinformation 161/20 

Geschäftszeichen: 

62 - me 

Beteiligte Ämter:   

Rechnungsprüfungsamt 
Stabsstelle Recht 
Stadtkämmerei 

Datum: 

17.11.2020 

 

    
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für Amtshandlungen und Leistungen des 
gemeinsamen Gutachterausschusses „Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis„ und seiner 
Geschäftsstelle bei der Stadt Weinheim 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat der Stadt Weinheim beschließt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für Amtshandlungen und Leistungen des gemeinsamen Gutachterausschusses 
„Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis“ und seiner Geschäftsstelle. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1x Amt 62 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Bildung eines gemeinsamen Gutachterausschusses 
mit Geschäftsstelle in Weinheim mit den benachbarten Gemeinden im nördlichen Rhein-
Neckar-Kreis, BV 117/19 

 
 

Beratungsgegenstand: 

Am 01.07.2020 trat die öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Bildung des gemeinsamen 
Gutachterausschusses „Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis“ in Kraft. Die Städte Hemsbach, 
Ladenburg, Schönau, Schriesheim und die Gemeinden Dossenheim, Heddesbach, 
Heddesheim, Heiligkreuzsteinach, Hirschberg an der Bergstraße, Ilvesheim, Laudenbach 
und Wilhelmsfeld übertragen die Erfüllung der in § 193 Baugesetzbuch geregelten Aufgaben 
des Gutachterausschusses auf die Stadt Weinheim. 

Nach § 4 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung werden für Leistungen des gemeinsamen 
Gutachterausschusses und dessen Geschäftsstelle Gebühren nach der Satzung der Stadt 
Weinheim über die Gebühren des gemeinsamen Gutachterausschusses „Nördlicher Rhein-
Neckar-Kreis“ erhoben. Diese Gebührensatzung ist nach Anhörung der beteiligten 
Gemeinden, welche im Vorfeld dieser Gemeinderatssitzung stattfand, vom Gemeinderat der 
Stadt Weinheim zu beschließen. 

Der als Anlage beigefügte Satzungsentwurf wurde in Abstimmung mit der Stabsstelle Recht 
erstellt. Die Gebühren wurden nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen nach dem 
Kostendeckungsprinzip kalkuliert.  

 

1. Gebührentatbestände mit Gebührenkalkulation: 

1.1 Gebühren für Auskünfte über Bodenrichtwerte oder aus der Kaufpreissammlung 
sowie den Marktbericht 

Dabei handelt es sich um Gebühren für hoheitliche Tätigkeiten. Auf Basis des 
überschlägigen Aufwandes der Erstellung des Einzelproduktes und unter Berücksichtigung 
des Aufwandes für die Führung der zugrundeliegenden Kaufpreissammlung sowie des 
Vergleichs mit Gebührensatzungen anderer Gutachterausschüsse werden pauschale 
Gebührensätze festgelegt. 

 

1.2 Gebühren für Gutachten 

Zu den nicht hoheitlichen Tätigkeiten zählt unter anderem die Erstellung von Gutachten von 
bebauten und unbebauten Grundstücken, Wohnungs- und Teileigentum sowie Rechten. 
Diese Gebühr ist - wie auch in der Vergangenheit – eine wertabhängige Gebühr, da mit 
steigendem Verkehrswert im Allgemeinen der Aufwand steigt. 



Drucksache: Seite 3 von 9 

161/20 
00010056.doc 

 

Entsprechend wurde nach folgendem Vorgehen kalkuliert: 

1. Ermittlung der im Zusammenhang mit der Gutachtenerstellung stehenden erforderlichen 
Einzelleistungen der Geschäftsstelle und der Gutachter 

2. Quantifizierung des Zeitaufwandes der einzelnen Leistungen 

3. Qualifizierung der Einzelleistung und Zuordnung zum mittleren –, gehobenen Dienst bzw. 
zur Erbringung durch die Gutachter 

  
(Jahres-) Gutachter

Aufgaben/Tätigkeiten/Arbeitsvorgänge Fallzahl

Gutachten - Arbeitsaufwand Gutachter

- Objektbesichtigung (Besichtigung, An- und Abfahrt, 3 Gutachter je Besichtigung) 30 3,00 h/Fall 90,00 90,0

- Wertfindungssitzung (i.d.R. in der Kommune der Objekte, Sitzung, An- und Abfahrt, 3 Gutachter je 

Sitzung) 30 3,00 h/Fall 90,00 90,0

- Korrekturlesung (3 Gutachter je Gutachten) 30 3,00 h/Fall 90,00 90,0

Zw ischensumme 30 9,00 h/Fall 270,00 270,0

AT, h Jahres-

arbeits-

stunden

min

 
 

 Entsprechend der obigen Darstellung ermittelt sich ein durchschnittlicher Arbeitsaufwand 
pro Gutachten von ca. 30 h bei der Geschäftsstelle und ca. 9 h bei den Gutachtern (bei 
einer Gutachtenerstellung sind i.d.R. 3 Gutachter beteiligt).  
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4. Ermittlung der Kostenansätze (Personal- und Sachkosten) auf Basis der rechtlichen 
Vorgaben. 
Die laufbahnabhängigen Kostensätze wurden der Verwaltungsvorschrift des 
Finanzministeriums über die Berücksichtigung der Verwaltungskosten insbesondere bei 
der Festsetzung von Gebühren und sonstigen Entgelten für die Inanspruchnahme der 
Landesverwaltung (VwV-Kostenfestlegung) entnommen und enthalten neben den 
Personalkosten auch die Sachkosten. 
Die Kostenansätze für die Entschädigung der Gutachter sind in der 
Gutachterausschussverordnung (GuAVO) festgelegt und beziehen sich auf die 
Festlegungen des Justizvergütungs- und –entschädigungsgesetzes (JVEG) 

5. Kalkulation der durchschnittlichen Kosten eines Standardgutachtens im mittleren 
Wertebereich. 

  
Demnach ergeben sich durchschnittliche Kosten für ein Standardgutachten im mittleren 
Wertebereich von ca. 2.300 €. 

6. Ableitung der Gebühren unter Berücksichtigung der Menge und der Verkehrswerte 
historischer Gutachten, um im Mittel eine Kostendeckung zu erzielen. 

Im ersten Schritt wurden die durchschnittliche Anzahl und Verkehrswerte von Gutachten der 
vergangenen Jahre des Gutachterausschusses Weinheim ermittelt: 

 

Zeilenbeschriftungen Mittelwert von Verkehrswert Anzahl von lfde. Nr.

2017 365.278 € 18

2018 372.143 € 21

2019 415.280 € 25

Gesamtergebnis 387.063 € 64  
 
Im Mittel lagen die Verkehrswerte bei knapp unter 400.000 € je Gutachten, jedoch mit 
steigender Tendenz 
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Im zweiten Schritt wurde analysiert in welchem Wertebereich die meisten Gutachten lagen. 

 
 
Demnach lagen die Verkehrswerte der meisten Gutachten in einem Bereich von 300.000 € 
bis 500.000 € 

Entsprechend der mittleren Verkehrswerte und deren Häufigkeitsverteilung wurde folgende 
Gebührenstaffel abgeleitet: 

Gebührenwert Grundgebühr wertabhängiger Gebührenanteil

bis 250.000 : 900 zuzüglich 0,0035 aus dem Betrag über 0

bis 500.000 : 1.775 zuzüglich 0,0025 aus dem Betrag über 250.000

bis 750.000 : 2.400 zuzüglich 0,0015 aus dem Betrag über 500.000

bis 5.000.000 : 2.775 zuzüglich 0,0010 aus dem Betrag über 750.000

über 5.000.000 : 7.025 zuzüglich 0,0005 aus dem Betrag über 5.000.000  

Sie besteht aus einer festen Grundgebühr, damit auch bei geringen Verkehrswerten die 
Grundkosten abgedeckt sind, und einem wertabhängigen Teil, der dem degressiven 
Aufwandanstieg bei steigenden Verkehrswerten gerecht wird. 
 

1.3 Gebühren für sonstige Amtshandlungen und sonstige Gutachten 

Die weiteren nicht explizit im Gebührenverzeichnis aufgeführten Dienstleistungen werden 
nach Zeitaufwand abgerechnet. Die ½-Stundensätze sind entsprechend der 
Leistungsanforderung untergliedert in höherer und gehobener Dienst sowie sonstige 
Beschäftigte. 

 

2. Gebührenvergleich: 

Im Folgenden werden die kalkulierten Gebührensätze für Verkehrswertgutachten den 
bisherigen Gebühren der Gemeinden im Nördlichen Rhein-Neckar-Kreis und den aktuellen 
Gebühren anderer Gutachterausschüsse sowie Sachverständigenverbänden 
gegenübergestellt. 
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2.1 Vergleich mit den bisherigen Gebühren Weinheims und weiterer Kommunen des 
nördlichen Rhein-Neckar-Kreises 

 

 
 

Hierdurch wird der Gebührenanstieg deutlich. Dieser relativiert sich jedoch wieder, wenn 
berücksichtigt wird, dass die Gebühren im Schnitt seit 15-20 Jahren nicht angepasst wurden. 
Am Beispiel Weinheim zeigt sich, dass ein Gutachten mit einem Verkehrswert von 500.000 € 
bisher 1.700 € und zukünftig 2.400 € kostet. Dies entspricht jedoch gerechnet auf den 
Zeitraum der letzten Gebührenänderung von 2005 bis jetzt lediglich einer jährlichen 
Steigerung von ca. 2,7% und damit in etwa der mittleren Steigerung der Nominallöhne der 
letzten 10 Jahre. 
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2.2 Vergleich mit den Gebühren großer Städte in Baden-Württemberg sowie der 
Gutachterausschüsse in Niedersachsen und Hessen 

 

 
 

Durch diesen Vergleich relativiert sich die Gebührenhöhe und es zeigt sich, dass die neuen 
Gebühren im Vergleich zu den großen Städten Baden-Württembergs und anderen 
Bundesländern im mittleren Bereich liegen. 
 

2.3 Vergleich mit den Gebühren von Sachverständigenverbänden, also dem Markt 
freier Sachverständiger 

 

 
Hierdurch wird deutlich, dass die neuen Gebühren konkurrenzfähig mit den Gebühren von 
freien Gutachtern sind. 
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3. Fazit 

Die Anforderungen an den Gutachterausschuss sind nicht nur in der Vergangenheit 
gestiegen, sondern werden auch in Zukunft weiter steigen (Stichwort: Grundsteuerreform). 
Hierzu gehört die hoheitliche Aufgabe, durch objektive Informationen über das 
Marktgeschehen eine möglichst hohe Transparenz am Immobilienmarkt zu schaffen. Dabei 
steht die qualifizierte Erfüllung der im Baugesetzbuch beschriebenen Aufgaben im Fokus. 
Dies umfasst neben der Führung der Kaufpreissammlung als Basis, die Ableitung der für die 
Wertermittlung erforderlichen Daten und die flächendeckende Ermittlung von 
Bodenrichtwerten, sowie die Erstellung rechtssicherer Verkehrswertgutachten. 

Ein Großteil der Gutachten wird im Zusammenhang mit Erbschafts- und 
Scheidungsangelegenheiten beantragt. Hier ist von besonderer Bedeutung, dass die 
Gutachten die gestiegenen Anforderungen des Gesetzgebers und der Rechtsprechung 
insbesondere an die Begründung der einzelnen Verfahrensschritte erfüllen. Einfache 
Wertberechnungen oder –schätzungen hingegen sind heutzutage schnell, einfach und 
teilweise kostenfrei im Internet durchführbar. Diese können jedoch ein qualifiziertes 
Gutachten bei (möglichen) Rechtsstreitigkeiten nicht ersetzen. 

Verdeutlicht werden die gestiegenen Anforderungen durch den hohen, oben dargestellten 
Arbeits- und Kostenaufwand für die Erstellung derartiger Gutachten. Dieser wurde nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ermittelt, ist im Mittel durch die vorgeschlagenen 
Gebühren gedeckt und transparent dargestellt.  

Daneben wurde aber auch der Markt berücksichtigt, in dem sich der Gutachterausschuss 
bewegt. Es wurden Vergleiche mit Gutachterausschüssen in Baden-Württemberg und dem 
Bundesgebiet, aber auch mit der freien Wirtschaft gezogen. 

Mit den vorgeschlagenen Gebühren wird nicht nur eine Kostendeckung erreicht, sie bewegen 
sich auch im Rahmen anderer Ausschüsse und sind konkurrenzfähig gegenüber der freien 
Wirtschaft. Selbst die deutliche Steigerung der Gebühren gegenüber den alten Satzungen 
bewegt sich im Rahmen der allgemeinen Lohn- und Kostensteigerungen. 

 
 

Alternativen: 

Keine, da ohne Gebührensatzung für die Dienstleistungen des Gutachterausschusses und 
seiner Geschäftsstelle keine Gebühren erhoben werden können.  
 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Die Gebührensatzung stellt die kostendeckende Erhebung von Gebühren für die 
Dienstleistungen des Gutachterausschusses und seiner Geschäftsstelle sicher.  
 
 

Anlagen: 

Nummer:  Bezeichnung  

1 Gebührensatzung Gutachterausschuss Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis 
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Satzung über die Erhebung von Gebühren für Amtshandlungen und
Leistungen des gemeinsamen Gutachterausschusses Nördlicher Rhein-

Neckar-Kreis und seiner Geschäftsstelle bei der Stadt Weinheim

- Gebührensatzung Gutachterausschuss Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis -

Aufgrund des § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO BW)
in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. Seite 581, berichtigt Seite 698), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 21. Mai 2019 (GBI. 2019 Seite 161,186), der §§ 2, 11
und 12 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) in der
Fassung vom 17. März 2005 (GBl. Seite 206), zuletzt geändert durch Gesetz vom 7.
November 2017 (GBl. Seite 592, 593) sowie § 26 des Gesetzes über kommunale
Zusammenarbeit (GKZ) in der Fassung vom 16. September 1974 (GBl. 1974, 408,
ber. 1975 S. 460, ber. 1976 S. 408), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.
Dezember 2015 (GBl. S. 1147, 1149) sowie § 4 der öffentlich-rechtlichen
Vereinbarungen über die Bildung des gemeinsamen Gutachterausschusses
Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis vom 19.02.2020 in Kraft getreten am 01.07.2020 hat
der Gemeinderat der Stadt Weinheim nach Anhörung der beteiligten Gemeinden für
den Wirkungskreis des gemeinsamen Gutachterausschusses Nördlicher Rhein-
Neckar-Kreis am 02.12.2020 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

(1) Die Satzung gilt für Gebühren und Auslagen, welche für Tätigkeiten des bei der
Stadt Weinheim eingerichteten gemeinsamen Gutachterausschusses sowie
seiner Geschäftsstelle festgesetzt und erhoben werden.

(2) Die Satzung gilt für das gesamte Gebiet der an der öffentlich-rechtlichen
Vereinbarung über die Bildung des gemeinsamen Gutachterausschusses
Nördlicher Rhein-Neckar-Kreis Beteiligten. Diese sind namentlich die Städte
Hemsbach, Ladenburg, Schönau, Schriesheim, Weinheim und die Gemeinden
Dossenheim, Heddesbach, Heddesheim, Heiligkreuzsteinach, Hirschberg an der
Bergstraße, Ilvesheim, Laudenbach und Wilhelmsfeld.

§ 2 Gebührenpflicht, Gebührenverzeichnis

(1) Die Stadt Weinheim erhebt als erfüllende Gemeinde für Amtshandlungen und
Leistungen des gemeinsamen Gutachterausschusses sowie seiner
Geschäftsstelle Gebühren und Auslagen.

(2) Die Gebührentatbestände und die Höhe der Gebühren ergeben sich aus dem
anliegenden Gebührenverzeichnis.

(3) Die Umsatzsteuer ist in den Gebühren nicht enthalten. Soweit die Leistungen, die
den in dieser Satzung festgelegten Gebühren zu Grunde liegen,
umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu diesen noch die Umsatzsteuer in der jeweils
gesetzlich festgelegten Höhe hinzu.

(4) Bei Leistungen für Gerichte werden die Gebühren entsprechend dem
Justizvergütungs- und entschädigungsgesetz (JVEG) erhoben.

§ 3 Gebührenmaßstab
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(1) Bei der Bemessung der Gebühr von Verkehrswertgutachten nach dem
Gebührenverzeichnis Nr. 1.1 bis 1.3 ist der Gebührenwert maßgebend. Der
Gebührenwert ist die Summe der im Gutachten ermittelten Verkehrs- und
sonstigen Werte des Wertermittlungsobjekts. Wird der Wert des
Wertermittlungsobjekts durch besondere objektspezifische Gegebenheiten, wie
beispielsweise Rechte, Belastungen, Instandhaltungsrückstände, Abrisskosten,
Mängel, Schäden oder öffentlich-rechtliche Verfügungsbeschränkungen oder
ähnliches gemindert (belastetes Wertermittlungsobjekt), ermittelt sich der
Gebührenwert als Summe aus dem Wert des unbelasteten
Wertermittlungsobjekts und den absoluten Beträgen der Wertminderungen.
Wertminderungen, die mit geringfügigem Aufwand ermittelt werden können,
bleiben unberücksichtigt.

(2) Bei der Erstattung eines Verkehrswertgutachtens über den Wert eines ideellen
Miteigentumsanteils, der nicht mit dem Sondereigentum nach dem
Wohnungseigentumsgesetz verbunden ist (z.B. Bruchteilseigentum), wird die
Gebühr aus dem Wert des gesamten Grundstücks berechnet.

(3) Mit den Gebühren nach dem Gebührenverzeichnis Nr. 1.1 bis 1.3 sind die
Entschädigungen der Mitglieder des Gutachterausschusses, Entgelte für Post-
und Telekommunikationsleistungen, Vergütungen und andere Aufwendungen für
die Ausführung von Dienstgeschäften außerhalb der Dienststelle, Kosten für
notwendige Geobasisdaten, Kosten für zwei Ausfertigungen des Gutachtens für
die antragstellende Person und je eine Ausfertigung für die Eigentümerinnen und
Eigentümer des Wertermittlungsobjekts sowie die erforderliche Auskunft aus der
Kaufpreissammlung abgegolten.

(4) Für zusätzlichen Aufwand bei der Erstattung von Verkehrswertgutachten nach
dem Gebührenverzeichnis Nr. 1.1 bis 1.3 wegen Beschaffung, Überarbeitung
oder Anfertigung für die Wertermittlung notwendiger Unterlagen (z.B. örtliche
Bauaufnahme) wegen fehlender oder nicht verwertbarer Bauunterlagen werden
Gebühren nach zeitlichem Aufwand erhoben.

(5) Ist für ein Wertermittlungsobjekt der Verkehrswert für verschiedene Stichtage zu
ermitteln, so ist die nach dem Gebührenverzeichnis 1.1 bis 1.3 ermittelte Gebühr
aus der Summe der Verkehrswerte zu ermitteln.

§ 4 Gebührenschuldner, Haftung

(1) Gebührenschuldner ist, wer die Amtshandlungen und Leistungen veranlasst oder
in wessen Interesse sie vorgenommen werden.

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.
(3) Neben dem Gebührenschuldner haftet, wer die Gebührenschuld durch schriftliche

Erklärung gegenüber dem Gutachterausschuss übernommen hat; dies gilt auch
für denjenigen, der für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.

§ 5 Ablehnung, Änderung oder Rücknahme
eines Antrages

(1) Bei Ablehnung eines Antrags auf Vornahme einer gebührenpflichtigen
Amtshandlung oder Erbringung einer gebührenpflichtigen Leistung, aus anderen
Gründen als wegen Unzuständigkeit, wird eine Gebühr erhoben, deren Höhe sich
nach dem Zeitaufwand richtet.

(2) Bei Änderung des Antrags vor Beendigung der gebührenpflichtigen
Amtshandlung oder vor Erbringung der gebührenpflichtigen Leistung, wird eine
Gebühr erhoben, deren Höhe sich nach dem Zeitaufwand für die bereits
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ausgeführten Arbeiten, die nicht in die Bearbeitung des geänderten Antrags
einfließen können, richtet.

(3) Bei Rücknahme eines Antrages vor Abschluss der gebührenpflichtigen
Amtshandlung oder vor Erbringung der gebührenpflichtigen Leistung wird für die
Bearbeitung des Antrags eine Gebühr erhoben, deren Höhe sich nach dem
Zeitaufwand für die bis zur Rücknahme ausgeführten Arbeiten richtet, maximal
jedoch 90% der vollen Gebühr. Wird ein Antrag erst nach dem Beschluss des
Gutachterausschusses zurückgenommen, entsteht die volle Gebühr.

§ 6 Berechnung nach Zeitaufwand

(1) Richtet sich die Höhe einer Gebühr nach dem Zeitaufwand, so ist der
erforderliche Zeitaufwand maßgebend. Als erforderlicher Zeitaufwand ist die Zeit
anzusetzen, die unter regelmäßigen Verhältnissen von einer Fachkraft benötigt
wird.

(2) Bei Arbeiten außerhalb des Dienstgebäudes gehört die unter regelmäßigen
Verhältnissen erforderliche Reisezeit zum erforderlichen Zeitaufwand.

(3) Bei Arbeiten, welche außerhalb der tarifrechtlich üblichen Arbeitszeiten zu
erbringen sind, erhöht sich die Gebühr um die tariflichen Zuschläge.

(4) Die Berechnung des erforderlichen Zeitaufwandes erfolgt je angefangene halbe
Stunde.

§ 7 Entstehung und Fälligkeit

(1) Die Gebühr entsteht mit der Beendigung der Leistung, in den Fällen des § 5 mit
der Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung.

(2) Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids fällig.

§ 8 Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Erstattung

von Gutachten durch den Gutachterausschuss Weinheim und für Leistungen der
Geschäftsstelle des Gutachterausschusses
(Gutachterausschussgebührensatzung) vom 15.12.2004, zuletzt geändert am
23.02.2005 außer Kraft
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Gebührenverzeichnis:
Nr. Gegenstand Gebühr
1 Gutachten
1.1 Erstattung von Gutachten über Verkehrswerte eines bebauten

Grundstücks, von Wohnungs- und Teileigentum sowie von bebauten
oder unbebauten Teilflächen bebauter Grundstücke (§ 193 Abs. 1
BauGB)

1.1.1 bei einem Gebührenwert
zzgl. 3,5

des Gebührenwertes
1.1.2 bei einem Gebührenwert 1.775

zzgl. 2,5
aus dem Betrag über

 des
Gebührenwertes

1.1.3 bei einem Gebührenwert über 50 75 2.400
zzgl. 1,5

aus dem Betrag über
50  des

Gebührenwertes
1.1.4 bei einem Gebührenwert über 75 5.0 2.775

zzgl. 1,0
aus dem Betrag über

75  des
Gebührenwertes

1.1.5 bei einem Gebührenwert über 5.000.000 7.025
zzgl. 0,5

aus dem Betrag über
5  des
Gebührenwertes

1.2 Erstattung von Gutachten über Verkehrswerte eines unbebauten
Grundstücks ( § 193 Abs. 1 BauGB ) oder über Bodenwerte eines
bebauten Grundstücks, ohne Berücksichtigung der auf dem
Grundstück vorhandenen baulichen Anlagen (§ 193 Abs. 1 BauGB
i.V.m. § 16 Abs. 1 Satz 1 ImmoWertV)

50 %
der Gebühr nach 1.1.1

bis 1.1.5

1.3 Erstattung von Gutachten über Verkehrswerte von Rechten an
Grundstücken oder von grundstücksgleichen Rechten ( § 193 Abs. 1
BauGB )

Gebühr nach 1.1.1 bis
1.1.5

1.4 Erstattung von sonstigen Gutachten, insbesondere
über Werte von Gebäuden und baulichen Anlagen (§ 193 Abs. 1
BauGB),
über die Höhe der Entschädigung für andere
Vermögensnachteile (§ 193 Abs. 2 BauGB),
über Miet- und Pachtwerte,
über die ortsübliche Pacht im erwerbsmäßigen Obst- und
Gemüseanbau (§ 5 Abs. 2 Satz 1 BKleingG),
über verfahrensrelevante Werte für die Bodenordnung,
Sanierung oder städtebauliche Entwicklung (§ 193 Abs. 1 und 2
BauGB),
über Bodenwerte eines bebauten Grundstücks unter
Berücksichtigung der auf dem Grundstück vorhandenen
baulichen Anlagen (§ 193 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 bis 4
ImmoWertV)

Nach Zeitaufwand
zuzüglich der

Entschädigung der
ehrenamtlichen
Mitglieder des

Gutachterausschusses

1.5 Zusätzlicher Aufwand bei der Erstattung von Wertgutachten nach Nr.
1.1 bis 1.3 wegen Beschaffung, Überarbeitung oder Anfertigung für
die Wertermittlung notwendiger Unterlagen (z.B. örtliche
Bauaufnahme) wegen fehlender oder nicht verwertbarer
Bauunterlagen

Nach tatsächlich
Auslagen zzgl.

Zeitaufwand der
Geschäftsstelle
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1.6 Mehrausfertigung eines Gutachtens
1.6.1 Jede gleichzeitig mit der Erstausfertigung abgegebene

Mehrausfertigung eines Gutachtens
1.6.2 Jede nicht gleichzeitig mit der Erstausfertigung abgegebene

Mehrausfertigung eines Gutachtens
3

2 Vereinfachte Wertermittlungen
2.1 Wertberechnungen der Geschäftsstelle, z.B. von Sach-, Ertrags-,

oder Vergleichswerten
25-50%

der Gebühr nach 1.1.1
bis 1.1.5

3 Bodenrichtwerte
3.1 Bodenrichtwertauskunft (§ 196 Abs. 3 Satz 2 BauGB), analog oder

als Druckdatei
3.2 Automatisierte Auskunft aus dem Bodenrichtwertinformationssystem

(Geoportal bzw. BORIS-BW)
kostenfrei

4 Immobilienmarktbericht
4.1 Abgabe des aktuellen Immobilienmarktberichtes als gedruckte und

gebundene Ausgabe
4.2 Abgabe des aktuellen Immobilienmarktberichtes als Druckdatei
4.3 Abgabe eines früheren Immobilienmarktberichtes als gedruckte und

gebundene Ausgabe
40

4.4 Abgabe eines früheren Immobilienmarktberichtes als Druckdatei 30
5 Kaufpreissammlung
5.1 Auskunft aus der Kaufpreissammlung (§ 195 Abs. 3 BauGB),

einschließlich bis zu 10 bekannt gegebene Kaufpreise
5.2 jeder weitere bekannt gegebene Kaufpreis
6 Sonstige Amtshandlungen

Anfertigen von fachbezogenen Stellungnahmen, Preisprüfung von
Kaufverträgen oder besondere Selektion, Kombination oder
Aufbereitung der Daten der öffentlichen Immobilienwertermittlung

Nach Zeitaufwand

Sonstige Amtshandlungen Nach Zeitaufwand
7 Gebühren nach Zeitaufwand
7.1 Beamtinnen und Beamte des höheren Dienstes und vergleichbare

Beschäftigte ½ Stunde
7.2 Beamtinnen und Beamte des gehobenen Dienstes und vergleichbare

Beschäftigte
je angefangene
½ Stunde

7.3 sonstige Beschäftigte
½ Stunde
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Klimaschutz, Grünflächen und technische Verwaltung 137/20 

Geschäftszeichen: 

60/LKU 

Beteiligte Ämter:   

Eigenbetrieb Stadtentwässerung 
Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 
Tiefbauamt 

Datum: 

02.11.2020 

 

    
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Ausschuss für Technik, Umwelt und 
Stadtentwicklung 

Ö Vorberatung 25.11.2020 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Kanalaustausch und Straßenbauarbeiten in der Großsachsener Straße in Weinheim-
Oberflockenbach 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt die Vergabe des Auftrags von Kanalaustausch- und 
Straßenbauarbeiten in der Großsachsener Straße in Weinheim – Oberflockenbach an die 
Firma Wolff & Müller GmbH & Co. KG, Schlosskirschenweg 24, 69124 Heidelberg mit einer 
Angebotssumme in Höhe von brutto 2.874.866,25 €. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Dezernat 02 
1 x Amt 14 
1 x Amt 20 
2 x Eigenbetrieb 
1 x Amt 66 
1 x Vergabestelle 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Keine 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Der Eigenbetrieb Stadtentwässerung und das Tiefbauamt der Stadt Weinheim planen die 
Kanalauswechselung und den Straßenneubau in der Großsachsener Straße in Weinheim-
Oberflockenbach zwischen der Cestarostraße und dem Bildstockweg. Im östlichen Bereich 
der Großsachsener Straße bindet der Sandweg ein, eine untergeordnete Wohnstraße. Die 
Baumaßnahme beginnt an der Einbindung der Steinklingener Straße/Cestarostraße. Im 
westlichen Teil endet die Baumaßnahme an der Einbindung des Bildstockwegs. Im 
Bildstockweg erfolgt dann nur der Kanalaustausch. Die Bauleistung umfassen die 
Erdarbeiten am Kanalbau, die Kanalbauarbeiten sowie die Straßenbauarbeiten. Die 
Kanalauswechselung und der Straßenneubau in der Großsachsener Straße werden in 
mehreren Bauphasen ausgeführt. 

Es ist ein Ausführungszeitraum von Januar 2021 bis Oktober 2022 geplant. 

Zur Beauftragung der Kanalaustausch- und Straßenbauarbeiten in der Großsachsener 
Straße wurde das Gewerk gem. § 3a Abs. 1 VOB/A öffentlich ausgeschrieben. 

Die ausführliche Bekanntmachung als Langtext erfolgte am 29.08.2020 auf der 
Vergabeplattform Auftragsbörse der Metropolregion Rhein-Neckar sowie auf der Homepage 
der Stadt Weinheim. Eine verkürzte Fassung der Bekanntmachung wurde zum selben 
Zeitpunkt in den Weinheimer Nachrichten und im Mannheimer Morgen veröffentlicht. In 
beiden Formen der Bekanntmachung verwies die Verwaltung auf die Vergabeunterlagen mit 
dem entsprechenden Leistungsverzeichnis, die der Vergabeplattform entnommen werden 
konnten. 

Die Submission fand am 24.09.2020 bei der Vergabestelle statt. Während einer 
angemessenen Angebotsfrist von 26 Kalendertagen der öffentlichen Ausschreibung zeigten 
19 Firmen Interesse an den Kanalaustausch- und Straßenbauarbeiten, indem sie die 
Vergabeunterlagen mit dem Leistungsverzeichnis von der Auftragsbörse der Metropolregion 
Rhein-Neckar heruntergeladen haben. Tatsächlich gaben insgesamt fünf Firmen rechtzeitig 
ein Angebot für die Bauleistungen in der Großsachsener Straße ab. Alle Angebote gingen in 
elektronischer Form ein. 

Das Ingenieurbüro aquadrat ingenieure GmbH aus Griesheim wurde mit der Planung für den 
Kanalaustausch und die Straßenbauarbeiten in der Großsachsener Straße beauftragt. Das 
Ingenieurbüro nahm die Erstellung des Leistungsverzeichnisses vor und gab eine 
Kostenschätzung für die Bauleistung ab. Die Kostenberechnung belief sich auf einen Betrag 
in Höhe von netto 2.906.134,10 € bzw. brutto 3.458.299,69 €.  
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Des Weiteren nahm das Ingenieurbüro aquadrat ingenieure GmbH die Prüfung und Wertung 
der eingegangenen Angebote in erster Instanz vor und gab einen schriftlich formulierten 
Vergabevermerk als Ergebnis der Angebotsprüfung beim Rechnungsprüfungsamt ab. 

Die Angebote wurde sodann nochmals durch das Rechnungsprüfungsamt gem. § 16c VOB/A 
geprüft und gem. § 16d VOB/A gewertet. Nach Prüfung und Wertung, stimmte das 
Rechnungsprüfungsamt der Vergabeprüfung des Ingenieurbüros aquadrat ingenieure GmbH 
zu. 

Nach Abschluss der Angebotsprüfung ergibt sich folgende Bieterreihenfolge: 

 

Nr. Bieter Angebotssumme (brutto) in EUR 

1 Fa. Wolff & Müller GmbH & Co. KG, 
Heidelberg 

2.874.866,25 

2 Bieter 2 3.204.382,83 

3 Bieter 5 3.353.000,60 

4 Bieter 4 3.425.800,92 

5 Bieter 1 3.440.842,65 

 

Nach abgeschlossener Angebotsprüfung in zweifacher Instanz durch das Ingenieurbüro 
aquadrat ingenieure GmbH und das Rechnungsprüfungsamt ist für die Kanalaustausch- und 
Straßenbauarbeiten in der Großsachsener Straße in Weinheim-Oberflockenbach die Firma 
Wolff & Müller GmbH & Co. KG aus Heidelberg mit einer Angebotssumme von brutto 
2.874.866,25 € der wirtschaftlichste Bieter. 

 
 

Alternativen: 

Keine  

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Die Kanalaustausch- und Straßenbauarbeiten in der Großsachsener Straße in Weinheim-
Oberflockenbach sind getrennt voneinander abzurechnen. Auf die oben genannte 
Gesamtangebotssumme entfallen für die Kanalbauarbeiten ein Betrag in Höhe von 
1.794.159,20 € und für die Straßenbauarbeiten ein Betrag in Höhe von 1.080.707,05. 

Die für die Kanalbauarbeiten benötigten Mittel sind durch den Wirtschaftsplan des 
Eigenbetriebs Stadtentwässerung abgedeckt. Für das Kalenderjahr 2020 stehen im 
Wirtschaftsplan unter I2015001 Mittel in Höhe von 1 Mio. Euro sowie eine 
Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 900.000 € zur Verfügung. 

Im Haushalt 2020 steht auf dem Investitionsauftrag I54200202110 eine 
Verpflichtungsermächtigung für das Haushaltsjahr 2020 in Höhe von 2.300.000 € zur 
Verfügung. Die Auszahlungen wurden in den nächsten Jahren in ausreichender Höhe 
eingeplant. 
Damit stehen ausreichend Mittel zur Verfügung. 
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Anlagen: 

Keine 
 
 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt die Vergabe des Auftrags von Kanalaustausch- und 
Straßenbauarbeiten in der Großsachsener Straße in Weinheim – Oberflockenbach an die 
Firma Wolff & Müller GmbH & Co. KG, Schlosskirschenweg 24, 69124 Heidelberg mit einer 
Angebotssumme in Höhe von brutto 2.874.866,25 €. 

gezeichnet gezeichnet 

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner 
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister 
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Klimaschutz, Grünflächen und technische Verwaltung 145/20 

Geschäftszeichen: 

60/KF 

Beteiligte Ämter:   

Eigenbetrieb Stadtentwässerung 
Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 
Tiefbauamt 

Datum: 

03.11.2020 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Ausschuss für Technik, Umwelt und 
Stadtentwicklung 

Ö Vorberatung 25.11.2020 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Neubau der Zufahrt zum Schulzentrum und Stadion Weinheim, Straßen- und 
Kanalbauarbeiten 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt die Vergabe des Auftrags für die Straßen- und 
Kanalbauarbeiten im Zuge des Neubaus der Zufahrt zum Schulzentrum und zum Stadion an 
die Firma Bender GmbH, Eistalstr. 98/99, 67271 Mertesheim in Höhe von brutto  
549.454,92 €. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Dezernat 02 
1 x Amt 14 
1 x Amt 20 
2 x Eigenbetrieb 
1 x Amt 66 
1 x Vergabestelle 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Keine 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Das Tiefbauamt plant den Neubau der Zufahrt zum Schulzentrum West sowie zum Sepp-
Herberger-Stadion. Auf einer Länge von 150 m sollen Gehwege, Parkplätze sowie die 
Fahrbahn nach den gestalterischen Vorgaben des Amtes für Stadtentwicklung grundhaft neu 
geschaffen werden. Der Zufahrtsbereich dient als neuer Hauptverkehrsweg zum 
Schulzentrum West und ist daher auf die neuen Bedürfnisse anzupassen. Für die 
Entwässerung der Gehwege und der Straße muss zudem ein neuer Regenwasserkanal 
gebaut werden. 

Es ist ein Ausführungszeitraum von Januar 2021 bis August 2021 geplant. 

Zur Beauftragung der Straßen- und Kanalbauarbeiten im neuen Zufahrtsbereich des 
Schulzentrums wurde das Gewerk gem. § 3a Abs. 1 VOB/A öffentlich ausgeschrieben. 

Die ausführliche Bekanntmachung als Langtext erfolgte am 26.09.2020 auf der 
Vergabeplattform Auftragsbörse der Metropolregion Rhein-Neckar sowie auf der Homepage 
der Stadt Weinheim. Eine verkürzte Fassung der Bekanntmachung wurde zum selben 
Zeitpunkt in den Weinheimer Nachrichten und im Mannheimer Morgen veröffentlicht. In 
beiden Formen der Bekanntmachung verwies die Verwaltung auf die Vergabeunterlagen mit 
dem entsprechenden Leistungsverzeichnis, die der Vergabeplattform entnommen werden 
konnten. 

Die Submission fand am 20.10.2020 bei der Vergabestelle statt. Während einer 
angemessenen Angebotsfrist von 24 Kalendertagen zeigten 18 Firmen Interesse an der 
öffentlichen Ausschreibung, indem sie die Vergabeunterlagen mit dem Leistungsverzeichnis 
von der Auftragsbörse der Metropolregion Rhein-Neckar heruntergeladen haben. Tatsächlich 
gaben insgesamt sieben Firmen rechtzeitig ein Angebot für den Neubau der Zufahrt zum 
Schulzentrum ab. Sechs Angebote wurden elektronisch abgegeben, ein Angebot ging in 
Papierform ein. 

Das Ingenieurbüro Schulz GmbH aus Hirschberg wurde mit der Planung für die Straßen- und 
Kanalbauarbeiten im neuen Zufahrtsbereich des Schulzentrums beauftragt. Das 
Ingenieurbüro nahm die Erstellung des Leistungsverzeichnisses vor und gab eine 
Kostenschätzung für die Bauleistung ab. Die Kostenberechnung belief sich auf einen Betrag 
in Höhe von netto 621.691,00 € bzw. brutto 739.812,29 €. Des Weiteren nahm das 
Ingenieurbüro Schulz GmbH die Prüfung und Wertung der eingegangenen Angebote in 
erster Instanz vor und gab einen schriftlich formulierten Vergabevermerk als Ergebnis der 
Angebotsprüfung beim Rechnungsprüfungsamt ab. 
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Die Angebote wurde sodann nochmals durch das Rechnungsprüfungsamt gem. § 16c VOB/A 
geprüft und gem. § 16d VOB/A gewertet. Nach Prüfung und Wertung, stimmte das 
Rechnungsprüfungsamt der Vergabeprüfung des Ingenieurbüros zu. 

Nach Abschluss der Angebotsprüfung ergibt sich folgende Bieterreihenfolge: 

Nr. Bieter Angebotssumme (brutto) in EUR 

1 Fa. Bender GmbH, Mertesheim 549.454,92 

2 Bieter 4 639.665,25 

3 Bieter 2 653.663,06 

4 Bieter 7 673.525,74 

5 Bieter 5 679.061,27 

6 Bieter 1 681.701,83 

7 Bieter 3 727.278,70 

 
Nach abgeschlossener Angebotsprüfung in zweifacher Instanz durch das Ingenieurbüro 
Schulz GmbH und das Rechnungsprüfungsamt ist für die Straßen- und Kanalbauarbeiten im 
Zuge des Neubaus der Zufahrt zum Schulzentrum und zum Stadion die Firma Bender GmbH 
aus Mertesheim mit einer Angebotssumme von brutto 549.454,92 € der wirtschaftlichste 
Bieter. 
 
 

Alternativen: 

Keine 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Die Straßen- und Kanalbauarbeiten im neuen Zufahrtsbereich des Schulzentrums in 
Weinheim sind getrennt voneinander abzurechnen. Auf die oben genannte 
Gesamtangebotssumme entfallen 482.658,61€ auf die Straßenbauarbeiten und 66.796,31 € 
auf die Kanalbauarbeiten. 

Für die Vergabe der Straßenbauarbeiten steht im Haushalt 2020 auf dem Investitionsauftrag 
I54100102215 eine Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 650.000 Euro zur Verfügung. 
Für den Bau sind im Haushalt 2021 650.000 Euro vorgesehen. 

Die zur Deckung der Kanalbauarbeiten benötigten Mittel können im Rahmen der 
Gesamtdeckung des Wirtschaftsplans aus anderen Maßnahmen herangezogen werden. 
Damit stehen ausreichend Mittel zur Verfügung.  
 
 

Anlagen: 

Keine 
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Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt die Vergabe des Auftrags für die Straßen- und 
Kanalbauarbeiten im Zuge des Neubaus der Zufahrt zum Schulzentrum und zum Stadion an 
die Firma Bender GmbH, Eistalstr. 98/99, 67271 Mertesheim in Höhe von brutto  
549.454,92 €. 

gezeichnet gezeichnet 

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner  
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister  
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Klimaschutz, Grünflächen und technische Verwaltung 163/20 

Geschäftszeichen: 

60/LKU 

Beteiligte Ämter:   

Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 
Tiefbauamt 

Datum: 

16.11.2020 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Sanierungsarbeiten im Ritschweierer Weg in Weinheim-Rittenweier  
Los 2: Straßenbauarbeiten 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt im Rahmen der losweisen Vergabe für die Sanierungsarbeiten 
im Ritschweierer Weg in Weinheim-Rittenweier den Auftrag zur Ausführung von 
Straßenbauarbeiten (Los 2) an die Firma Rapp Hoch- und Tiefbau GmbH, Flugplatz 10, 
74821 Mosbach mit einer Angebotssumme in Höhe von 325.583,70 €. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
1 x Dezernat 02 
1 x Amt 14 
1 x Amt 20 
1 x Amt 66 
1 x Vergabestelle 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Keine 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Die Stadt Weinheim plant in der Straße Ritschweierer Weg im Weinheimer Ortsteil 
Rittenweier im Bereich zwischen Odenwaldstraße und Ortsausgang einen Vollausbau der 
Straßenoberfläche durchführen zu lassen. Ebenfalls in diesem Bereich wird der 
Zweckverband Gruppenwasserversorgung Eichelberg die Hauptwasserleitung erneuern. 

Die Arbeiten sollen in einem geschätzten Zeitraum vom 01.03.2021 bis 01.10.2021 
ausgeführt werden. 

Das Besondere bei dieser Ausschreibung ist, dass hier zwei öffentliche Auftraggeber beteiligt 
sind. Für die Erneuerung der Wasserversorgung ist zuständiger Auftraggeber der 
Zweckverband Eichelberg und für die Vergabe von Straßenbauarbeiten ist die Stadt 
Weinheim. Die Rechtsprechung zeigt vergaberechtliche Voraussetzungen auf, wonach eine 
Ausschreibung mit zwei verschiedenen öffentlichen Auftraggebern möglich und rechtmäßig 
ist. Danach muss insbesondere gewährleistet sein, dass die Straßenbauarbeiten (Los 2) und 
die Arbeiten für die Wasserleitung (Los 1) nach Losen ausgeschrieben werden. Des 
Weiteren müssen die jeweiligen Gremien der beiden Auftraggeber, also der Ausschuss für 
Technik, Umwelt und Stadtentwicklung bzw. der Gemeinderat für die Stadt Weinheim und die 
Verbandsversammlung für den Zweckverband Eichelberg jeweils über die Vergabe an den 
wirtschaftlichsten Bieter entscheiden. Hinsichtlich dessen wird der Gemeinderat am 
02.12.2020 über die Auftragsvergabe von Straßenbauarbeiten und die 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes Eichelberg am 18.01.2021 über die 
Auftragsvergabe zur Erneuerung der Hauptwasserleitung entscheiden. 

Die Federführung zur Durchführung des Vergabeverfahrens hat die Stadt Weinheim inne. 

Die Aufträge für Los 1 und Los 2 werden getrennt von beiden öffentlichen Auftraggebern 
vergeben und jeweils in eigener Zuständigkeit finanziert. 

Die Erneuerung der Wasserversorgung und die Straßenbauarbeiten im Ritschweierer Weg 
wurden gem. § 3b Abs. 1 VOB/A öffentlich ausgeschrieben. 

Die Bekanntmachung als ausführlicher Langtext erfolgte am 26.09.2020 auf der 
Vergabeplattform Auftragsbörse der Metropolregion Rhein-Neckar sowie auf der Homepage 
der Stadt Weinheim. Die Bekanntmachung als verkürzter Text wurde zum selben Zeitpunkt in 
den Weinheimer Nachrichten und im Mannheimer Morgen veröffentlicht. In beiden Formen 
der Bekanntmachung verwies die Verwaltung auf die Vergabeunterlagen mit dem 
entsprechenden Leistungsverzeichnis, die auf der Vergabeplattform hinterlegt wurden. Die 
Submission fand am 20.10.2020 bei der Vergabestelle statt.  
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Während einer angemessenen Angebotsfrist der öffentlichen Ausschreibung zeigten 13 
Firmen Interesse an der Ausschreibung, indem sie die Vergabeunterlagen mit dem 
Leistungsverzeichnis von der Auftragsbörse der Metropolregion Rhein-Neckar 
heruntergeladen haben. Tatsächlich gaben insgesamt fünf Firmen rechtzeitig ein Angebot für 
die Los 1 und Los 2 ab. Davon gingen vier Angebote in Papierform und ein Angebot in 
elektronischer Form ein. 

Das Ingenieurbüro E. Schulz GmbH aus Hirschberg wurde mit der Planung der 
Sanierungsarbeiten im Ritschweierer Weg in Weinheim-Rittenweier beauftragt. Das 
Ingenieurbüro nahm insbesondere die Erstellung des Leistungsverzeichnisses vor und gab 
eine Kostenberechnung für die beiden Lose ab. Die Kostenberechnung belief sich für die 
Erneuerung der Wasserversorgung (Los 1) auf einen Betrag in Höhe von netto 389.184 € 
bzw. brutto 463.128,96 € und für die Straßenbauarbeiten (Los 2) auf einen Betrag in Höhe 
von netto 320.837 € bzw. brutto 381.796,03 €. Des Weiteren nahm das Ingenieurbüro E. 
Schulz GmbH ebenso die Prüfung und Wertung der eingegangenen Angebote in erster 
Instanz vor und gab die geprüften Angebote zusammen mit einem schriftlich formulierten 
Vergabevermerk als Ergebnis der Angebotsprüfung beim Rechnungsprüfungsamt der Stadt 
Weinheim ab. 

Die Angebote wurden sodann nochmals durch das Rechnungsprüfungsamt gem. § 16c 
VOB/A geprüft und gem. § 16d VOB/A gewertet. Nach Prüfung und Wertung, stimmte das 
Rechnungsprüfungsamt der Vergabeprüfung des Ingenieurbüros E. Schulz GmbH zu. 

Nach Abschluss der Angebotsprüfung ergibt sich für die Straßenbauarbeiten (Los 2) folgende 
Bieterreihenfolge: 

 

Nr. Bieter Angebotssumme Los 1 
(brutto) in EUR 

Angebotssumme Los 2 
(brutto) in EUR 

1 Fa. Rapp Hoch- und Tiefbau 
GmbH, Mosbach 

353.354,91 325.583,70 

2 Bieter 5 418.574,22 346.596,75 

3 Bieter 2 418.515,28 356.390,55 

4 Bieter 3 445.882,27 333.649,27 

5 Bieter 1 Angebot zurückgezogen Angebot zurückgezogen 

 

Nach Abschluss der formalen, technischen und rechnerischen Prüfung durch das 
Ingenieurbüro E. Schulz und durch das Rechnungsprüfungsamt weist die Firma Rapp Hoch- 
und Tiefbau GmbH aus Mosbach für Los 1 als auch für Los 2 ein wirtschaftliches Angebot 
auf. 

 
 

Alternativen: 

Keine 
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Finanzielle Auswirkung: 

Die Stadt Weinheim vergibt als zuständiger öffentlicher Auftraggeber lediglich den Auftrag für 
die Straßenbauarbeiten (Los 2) an die Firma Rapp Hoch- und Tiefbau GmbH. Für die 
Auftragserteilung von Los 1 ist der Zweckverband Eichelberg zuständig und muss die 
Finanzierung gewährleisten. Im Haushaltsplan 2020 steht auf dem Investitionsauftrag 
I54100402100 aus einem Ermächtigungsübertrag von 2019 noch ein Restbudget in Höhe 
von rund 468.000 € zur Verfügung. 

Für die Straßenbauarbeiten in der Straße Ritschweierer Weg stehen damit ausreichend 
Mittel zur Verfügung. 
 
 

Anlagen: 

Keine 
 
 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt im Rahmen der losweisen Vergabe für die Sanierungsarbeiten 
im Ritschweierer Weg in Weinheim-Rittenweier den Auftrag zur Ausführung von 
Straßenbauarbeiten (Los 2) an die Firma Rapp Hoch- und Tiefbau GmbH, Flugplatz 10, 
74821 Mosbach mit einer Angebotssumme in Höhe von 325.583,70 €. 

gezeichnet gezeichnet 

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner  
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister  
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Referat des Oberbürgermeisters 164/20 

Geschäftszeichen: 

I 01 - DBK 

Beteiligte Ämter:   

Rechnungsprüfungsamt 
Stabsstelle Recht 
Stadtkämmerei 

Datum: 

09.11.2020 

 

  
 

 
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 02.12.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder ähnlichen Zuwendungen 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat genehmigt die Annahme der in der Anlage aufgeführten Spenden, 
Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen gemäß § 78 Absatz 4 Gemeindeordnung. 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
2 x Amt 20 
1 x Amt 60 
1 x Stadtbibliothek 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

Keine 
 
 

Beratungsgegenstand: 

Bei der Stadt Weinheim sind Angebote für Geldspenden von insgesamt 400,00 Euro, 
Sachspenden im Wert von insgesamt 166,55 Euro und Buchspenden im Wert von insgesamt 
9304,80 Euro eingegangen. 

Die Spenden wurden unter Vorbehalt angenommen. 

 
 

Alternativen: 

Ablehnung der Spenden 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

siehe Beratungsgegenstand 
 
 

Anlagen: 

Nummer:  Bezeichnung  

1 Spendenliste - vertraulich - 
  

 
 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat genehmigt die Annahme der in der Anlage aufgeführten Spenden, 
Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen gemäß § 78 Absatz 4 Gemeindeordnung. 

gezeichnet 

Manuel Just 
Oberbürgermeister 
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